Anlage 1 zu den Tragenden Griinden zur Neuregelung 8 35 und 88 36 ff. BPL-RL

Gemeinsamer

Beschlussentwurf Bundesausschuss

des Gemeinsamen Bundesausschusses

Uber eine Anderung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie: zusatzlicher lokaler Versorgungsbe-
darf und Sonderbedarf

Stand: 11. April 2013

Vom T. Monat JJJJ

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am T. Monat JJJJ beschlossen,
die Richtlinie Uiber die Bedarfsplanung sowie die MafR3stabe zur Feststellung von Uberversor-
gung und Unterversorgung in der vertragsarztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-Richtlinie)
in der Fassung vom 20. Dezember 2012 (BAnz AT 31.12.2012 B 7) wie folgt zu andern:

I. 8§ 35 ,Voraussetzungen fir die Feststellung eines zusétzlichen lokalen Versorgungsbe-
darfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen durch den Landesausschuss (8 101
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a SGB V)" wird wie folgt neu gefasst:

»8 35 Voraussetzungen fur die Feststellung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbe-
darfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen durch den Landesausschuss (8 101
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a SGB V):

(1) Nach § 100 Absatz 3 SGB V trifft der Landesausschuss der Arzte und Krankenkas-
sen auf Veranlassung der Kassenérztlichen Vereinigung oder eines Landesverban-
des der Krankenkassen oder einer Ersatzkasse nach Prifung die Feststellung, ob in
einem nicht unterversorgten Planungsbereich ein zusatzlicher lokaler Versorgungs-
bedarf besteht. Die nachstehenden Bestimmungen geben dazu den Landesaus-
schissen Beurteilungsmaf3stabe vor. Bei der Prifung sind die in einer Region be-
reits auf Grundlage der 88 2 und 9 dieser Richtlinie erfolgten Anpassungen der Be-
darfsplane zu beriicksichtigen. Soll 8 35 aufgrund des wiederholten Einsatzes der-
selben Kriterien zur Anwendung kommen, ist dies gesondert zu begriinden. Diese
Begriindung beinhaltet auch Ausfihrungen zu den zur Verbesserung der Versor-
gung bereits erfolgten Malinahmen.

(2) Der Landesausschuss der Arzte und Krankenkassen legt fest, fiir welche Bezugsre-
gionen innerhalb eines Planungsbereiches er die Feststellung von zusatzlichem lo-
kalem Versorgungsbedarf trifft. Die Bezugsregion ist von der GroRR3e her so zu wah-
len, dass gemessen an ihrer flachenmaRigen Ausdehnung und unter Berticksichti-
gung der vorhandenen Struktur, Verkehrsanbindung und Lage eine versorgungsre-
levante Bevolkerungszahl vorhanden ist. Dabei sollte die Verhéltniszahl der jeweili-
gen Arztgruppe als Anhaltspunkt dienen. Darlber hinaus kann bei der Festlegung
der Bezugsregion der Versorgungsbeitrag der dort bereits tatigen Arzte beriicksich-
tigt werden.



(3) Der Landesausschuss hat das Vorliegen des lokalen Versorgungsbedarfs zu prifen,
soweit in der nach Absatz 2 von ihm festgelegten Bezugsregion die Kriterien der Un-
terversorgung nach § 29 erfillt sind. 88 32 und 33 gelten entsprechend.

(4) Auf Veranlassung der Kassenérztlichen Vereinigung oder eines Landesverbandes
der Krankenkassen oder der Ersatzkassen ist eine gemeinsame Priifung der Struk-
tur und des Standes der arztlichen Versorgung in der Bezugsregion auch dann vor-
zunehmen, wenn die Kriterien nach Absatz 3 in der Bezugsregion nicht erfillt sind.
Die Prifung ist innerhalb angemessener Frist — die drei Monate nicht Uberschreiten
darf — durchzufihren.

(5) Bei der Prifung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfes sind insbesondere
folgende Kriterien zu berlicksichtigen:

1.  die regionale Demografie,

2.  die regionale Morbiditat,

3. soziodkonomische Faktoren,
4. die Versorgungsstrukturen,
5. raumliche Faktoren,

0. infrastrukturelle Besonderheiten.

Sie kann sich insbesondere auf folgende Versorgungskonstellationen beziehen:

1.  Verbesserung der Versorgung in nicht gesperrten Planungsbereichen vorran-
gig vor gesperrten Planungsbereichen,

2. Forderung der Grindung/Erhaltung von (Zweig-) Praxen in Regionen, in de-
nen fir die Bezugsregion nach Absatz 2 Unterversorgung festgestellt wurde,

3. Forderung von Leistungen, die zum Zeitpunkt der Priifung durch die Arzte in
oder um die Bezugsregionen nach Absatz 2 nicht oder nicht im ausreichenden
Mafe erbracht werden,

4, Forderung des Leistungsumfangs, der durch die vorhandenen Arzte in der
Bezugsregion nach Absatz 2 erbracht wird.

(6) Die Feststellungen nach Absatz 1 sind auf maximal 5 v.H. der Arzte einer Arztgruppe in
einer KV-Region zu beziehen.

(7) Fir die Priufung des Landesausschusses gilt § 33 Absatz 2 entsprechend. Sofern das
Landesrecht ein Gremium nach § 90a SGB V eingerichtet hat und vorsieht, dass seine
Stellungnahmen bei Entscheidungen des Landesausschusses einzuholen und zu be-
ricksichtigen sind, gibt der Landesausschuss diesem Gremium gemalR} § 90a Absatz 2
SGB V Gelegenheit zur Stellungnahme. Der Landesausschuss gibt seine Feststellung
den Tragerorganisationen bekannt und hat diese zu begriinden. Die Feststellung des
Vorliegens eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs ist im Bedarfsplan zeitnah
auszuweisen.



(8) Der Landesausschuss prift in regelmafigen Abstéanden, ob die Voraussetzungen fir die

Entscheidungen nach Absatz 1 weiterhin vorliegen. Die Feststellung nach Absatz 1 kann
befristet werden.”

(Folgeanderung zu oben): In 8 26 Absatz 4 Nr. 3 wird im 6. Spiegelstrich im Klammertext
nach dem Wort ,Barrierefreiheit” der Passus ,, Feststellungen nach § 35 angefugt®.

lll. § 36 ,Zulassungstatbestande” wird wie folgt neu gefasst:

»8 36 Zulassungstatbestande fir lokalen oder qualifikationsbezogenen Sonderbedarf”

(1)

(2)

(3)

Unbeschadet der Anordnung von Zulassungsbeschrankungen durch den Landesaus-
schuss darf der Zulassungsausschuss dem Zulassungsantrag eines Arztes der betref-
fenden Arztgruppe auf Sonderbedarf nach Prifung entsprechen, wenn die nachstehen-
den Voraussetzungen erfillt sind und die aushahmsweise Besetzung eines zusatzlichen
Vertragsarztsitzes unerlasslich ist, um die vertragsarztliche Versorgung in einem Versor-
gungsbereich zu gewéhrleisten und dabei einen zusétzlichen lokalen oder einen qualifi-
kationsbezogenen Versorgungsbedarf zu decken. Sonderbedarf ist als zusatzlicher Ver-
sorgungsbedarf fir eine lokale Versorgungssituation oder als qualifikationsbezogener
Versorgungsbedarf festzustellen (8§ 101 Absatz 1 Nr. 3 SGB V). Die Feststellung dieses
Sonderbedarfs bedeutet die ausnahmsweise Zulassung eines zuséatzlichen Vertragsarz-
tes in einem Planungsbereich trotz Zulassungsbeschrankungen.

Die Zulassung aufgrund eines lokalen oder qualifikationsbezogenen Versorgungsbe-

darfs ist an den Ort der Niederlassung gebunden.

Bei der Feststellung von Sonderbedarf sind folgende Mindestbedingungen zu beachten:

1. Abgrenzung einer Region, die vom beantragten Ort der Niederlassung aus versorgt
werden soll und Bewertung der Versorgungslage (Feststellung einer unzureichenden
Versorgungslage).

KBV/GKV-SV PatV

2. Der Ort der Niederlassung muss fir die | 2. Der Ort der Niederlassung muss fir die

beantragte Versorgung geeignet sein
(Erreichbarkeit, Stabilitat u.a.): Der Ort
der Niederlassung muss strukturelle
Mindestbedingungen erfiillen; der Ein-
zugsbereich muss Uber eine ausrei-
chende Anzahl an Patienten verfiigen;
Auswirkungen auf bestehende Versor-
gungsstrukturen bedurfen dabei der
besonderen Beriicksichtigung.

beantragte Versorgung geeignet sein
(Erreichbarkeit, Stabilitdt u.a.): Der Ort
der Niederlassung muss strukturelle
Mindestbedingungen erfillen; der Ein-
zugsbereich muss Uber eine ausrei-
chende Anzahl an Patienten verfligen;

Auswirkungen—aut-bestehende Mersor-
gl H“gSSI“EIEEEE' eh bl e'elulnl_en el.abe| ae:




KBV/GKV-SV

PatV

(4) Der Zulassungsausschuss hat bei
der Ermittlung aller entscheidungsrele-
vanten Tatsachen eine umfassende
Ermittlungspflicht. Die Feststellung soll
der Zulassungsausschuss auch unter
Zuhilfenahme von geografischen Infor-
mationen, die die raumlichen Interaktio-
nen zwischen Arzten und Patienten ab-
bilden, treffen. Ein lokaler oder qualifi-
kationsbezogener Sonderbedarf setzt
voraus, dass aufgrund von durch den
Zulassungsausschuss festzustellenden
Besonderheiten des maRRgeblichen Pla-
nungsbereichs (z.B. in Struktur, Zu-
schnitt, Lage, Infrastruktur, geografi-
sche Besonderheiten, Verkehrsanbin-
dung, Verteilung der niedergelassenen
Arzte), ein zumutbarer Zugang der Ver-
sicherten zur vertragsarztlichen Versor-
gung nicht gewahrleistet ist und auf-
grund dessen Versorgungsdefizite be-
stehen. Bei der Beurteilung ist den un-
terschiedlichen Anforderungen der Ver-
sorgungsebenen der 88 11 bis 14
Rechnung zu tragen.

(4) Der Zulassungsausschuss hat bei
der Ermittlung aller entscheidungsrelevan-
ten Tatsachen eine umfassende Ermitt-
lungspflicht, welche auch Erkenntnisse
Uber die Patientenperspektive mit ein-
schliel3t. Die Feststellung soll der Zulas-
sungsausschuss auch unter Zuhilfenahme
von geografischen Informationen, die die
raumlichen Interaktionen zwischen Arzten
und Patienten abbilden, treffen. Ein lokaler
oder qualifikationsbezogener Sonderbedarf
setzt voraus, dass aufgrund von durch den
Zulassungsausschuss festzustellenden
Besonderheiten des maf3geblichen Pla-
nungsbereichs (z.B. in Struktur, Zuschnitt,
Lage, Infrastruktur, geografische Beson-
derheiten, Verkehrsanbindung, Verteilung
der niedergelassenen Arzte), ein zumutba-
rer Zugang der Versicherten zur vertrags-
arztlichen Versorgung nicht gewahrleistet
ist und aufgrund dessen Versorgungsdefi-
zite bestehen. Bei der Beurteilung ist
den unterschiedlichen Anforderungen der
Versorgungsebenen der 88 11 bis 14
Rechnung zu tragen.

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

Die Sonderbedarfszulassung setzt ferner voraus, dass der Versorgungsbedarf dauerhaft
erscheint. Bei voribergehendem Bedarf ist von der Mdéglichkeit der Ermachtigung Ge-
brauch zu machen.

Die Zulassung wegen qualifikationsbezogenem Sonderbedarf hat mit der MalRgabe zu
erfolgen, dass fur den zugelassenen Vertragsarzt nur die arztlichen Leistungen, welche
im Zusammenhang mit dem Ausnahmetatbestand stehen, abrechnungsfahig sind.

Nachfolgebesetzung nach § 103 Absatz 4 SGB V bedarf der erneuten Zulassung und
kann nur bei Fortbestand der Sonderbedarfsfeststellungen mit Festsetzung einer erneu-
ten Beschrankung erteilt werden. § 103 Absatz 3a SGB V findet keine Anwendung.

Die Deckung des Sonderbedarfs kann auch durch Anstellung eines weiteren Arztes in
der Vertragsarztpraxis des antragstellenden Vertragsarztes unter Angabe der vertraglich
vereinbarten Arbeitszeit erfolgen.

Bei der Prufung auf Sonderbedarf nach Absatz 3 bleibt eine mogliche stationare Leis-
tungserbringung in Krankenhausern auf3er Betracht. Die Vorgaben des § 22 und des
geltenden Bedarfsplans zur Anrechnung angestellter und erméchtigter Arzte und Ein-
richtungen bleiben unberthrt.”



IV. 8 37 ,Wegfall von zulassungsbeschrankenden Auflagen* wird wie folgt neu gefasst:

»8 37 Erganzende Vorgaben fir qualifikationsbezogene Sonderbedarfstatbestande*”

(1) Die Anerkennung eines qualifikationsbezogenen Sonderbedarfs erfordert

a. die Prufung und Feststellung einer bestimmten Qualifikation nach Absatz 2 und

b. die Prifung und Feststellung eines entsprechenden besonderen Versorgungsbedarfs
in einer Region durch den Zulassungsausschuss.

KBV/GKV-SV

PatVv

(2) Eine besondere Qualifikation im Sinne
von Absatz 1 ist anzunehmen, wie sie
durch den Inhalt des Schwerpunktes,
einer Zusatzbezeichnung einer fakul-
tativen Weiterbildung oder einer be-
sonderen Fachkunde fur das Fach-
arztgebiet nach der Weiterbildungs-
ordnung beschrieben ist. Auch eine
Zusatz-Weiterbildung kann einen qua-
lifikationsbezogenen Sonderbedarf
begriinden, wenn sie den vorgenann-
ten Qualifikationen vom zeitlichen und
gualitativen Umfang her gleichsteht.
Ein besonderer qualifikationsbezoge-
ner Versorgungsbedarf kann auch bei
einer Facharztbezeichnung vorliegen,
wenn die Arztgruppe geman 88 11 bis
14 mehrere unterschiedliche Fach-
arztbezeichnungen umfasst.

(2) Eine besondere Qualifikation im Sinne
von Absatz 1 ist anzunehmen,

a. wie sie durch den Inhalt einer
Schwerpunktkompetenz, eine Zu-
satzbezeichnung, einer fakultativen
Weiterbildung oder einer besonde-
ren Fachkunde fir das Facharztge-
biet nach der Weiterbildungsord-
nung beschrieben ist. Auch eine
Zusatz-Weiterbildung begrindet ei-
nen qualifikationsbezogenen Son-
derbedarf wenn sie den vorgenann-
ten Qualifikationen vom zeitlichen
und qualitativen Umfang her gleich-
steht.

b. fir nach der Weiterbildungsordnung
vorgesehene Facharztkompetenzen
innerhalb einer Arztgruppe (z.B. in-
nerhalb der Fachgebiete der Inne-
ren Medizin, der Chirurgie und der
Nervenéarzte).

Die Berufsbezeichnung Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut ist dabei einer
Schwerpunktbezeichnung im Rahmen der arztlichen Weiterbildung gleichgestellt. Eine
Zusatzqualifikation und Abrechnungsmdglichkeit fir die Behandlung von Kindern und

Jugendlichen wird dem gleichgestellt.

(3) Voraussetzung fur eine ausnahmsweise Zulassung ist, dass die &arztlichen Tatigkeiten
des qualifizierten Inhalts in dem betreffenden Planungsbereich nicht oder nicht ausrei-
chend zur Verfigung stehen und dass der Arzt die fir den besonderen Versorgungsbe-
darf erforderlichen Qualifikationen durch die entsprechende Facharztbezeichnung sowie
die besondere Arztbezeichnung oder Qualifikation (die Subspezialisierung muss Leis-
tungen beinhalten, die die gesamte Breite des spezialisierten Versorgungsbereichs aus-

fullen) nachweist.




(4) Die Voraussetzungen fir eine Ausnahme sind auch gegeben, wenn durch die Kassen-
arztliche Vereinigung

1.

2.

zur Sicherstellung der wohnortnahen Dialyseversorgung einem Vertragsarzt oder

aufgrund der Qualitatssicherungsvereinbarung zu den Blutreinigungsverfahren ge-
mal 8§ 135 Absatz 2 SGB V einem weiteren Arzt in der Dialysepraxis (vgl. 8 7 Ab-
satz 1 und 2 der Anlage 9.1 des Bundesmantelvertrags) die Genehmigung zur
Durchfiihrung eines Versorgungsauftrags fur die nephrologische Versorgung der
von einer chronischen Niereninsuffizienz betroffenen Patienten mit Dialyseleistun-
gen gemal § 2 Absatz 7 der Bundesmantelvertrdge erteilt werden soll, der Zulas-
sung jedoch Zulassungsbeschrankungen fir die Zulassung von Facharzten fur Inne-
re Medizin zur Teilnahme an der facharztlich-internistischen Versorgung entgegen-
stehen. Die Anlage 9.1. Bundesmantelvertrag-Arzte ist bei den Nummern 1 und 2 zu
bertcksichtigen. In diesem Falle wird die Zulassung mit der Mal3gabe erteilt, dass
sie auf den definierten Versorgungsauftrag beschrankt ist und im Falle gemeinsa-
mer Berufsausibung auf die Dauer der gemeinsamen Berufsausiibung.”

V. 8§ 38 ,Fachgebietswechsel” bleibt in gleichlautender Fassung erhalten.

VI.

Die Anderungen der Richtlinie/Regelungen tritt [Angabe zum Inkrafttreten der Ande-

rung/Muster siehe Schnellbausteine] in Kraft.

Die Tragenden Griinde zu diesem Beschluss werden auf der Internetseite des Gemeinsa-
men Bundesausschusses unter www.g-ba.de vertffentlicht.

Berlin, den T. Monat JJJJ

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemafn § 91 SGB V
Der Vorsitzende

Hecken


http://www.g-ba.de/
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1. Rechtsgrundlage

Der Gesetzgeber hat durch die 88 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 und 101 SGB V dem Gemeinsa-
men Bundesausschuss (G-BA) die Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der ver-
tragsarztlichen Bedarfsplanung durch Erlass von Richtlinien Gbertragen. Der G-BA ist beauf-
tragt, die erforderlichen Vorschriften fir eine funktionsfahige und deren Sinn und Zweck ver-
wirklichende Bedarfsplanung zu schaffen. Das Gesetz zur Verbesserung der Versorgungs-
strukturen in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 22.12.2011 (BGBI. | S. 2983, Nr.
70) in Kraft getreten am 01.01.2012 (GKV-VStG) hat wesentliche Anderungen dieser
Rechtsgrundlage gebracht, die durch den Beschluss zur Neuregelung der Bedarfsplanungs-
richtlinie vom 20.12.2012 adressiert wurden. In diesem Beschluss nicht enthalten waren
neue Regelungen zum Sonderbedarf (88 36 und 37), die vom Gesetzgeber gefordert waren.
Ebenso wurde am 20.12.2012 keine Neuregelung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbe-
darfs (8 35) beschlossen, die auch gesetzlich nicht gefordert war. Angesichts der umfassen-
den Reform der Planungsgrundlagen ist es jedoch auch erforderlich die Instrumente der
Steuerung und Forderung gewtiinschter Versorgungsstrukturen zu reformieren, um hier eine
Kongruenz der Planungsziele und -instrumente sicherzustellen. Mit dem GKV-
Versorgungsstrukturgesetz wurden zudem die an die Feststellung eines zusatzlichen lokalen
Versorgungsbedarfes nach § 100 Abs. 3 SGB V geknipften Moglichkeiten zur finanziellen
Forderung durch den Gesetzgeber noch einmal ergénzt. So kénnen die Kassenérztlichen
Vereinigungen, nach 8§ 105 Abs. 1a zur Finanzierung von Férdermaflinahmen in Gebieten, fiir
die Beschlisse nach § 100 Abs. 1 und 3 getroffen wurden, einen Strukturfonds bilden, fur
dessen finanzielle Ausstattung sie 0,1 v.H. der nach § 87a Abs. 3 Satz 1 vereinbarten morbi-
ditatsbedingten Gesamtvergltung zur Verfigung stellen. Der Betrag ist durch eine gleich
hohe zusétzliche Zahlung der Krankenkassen zu ergénzen. Alternative Malinahmen im Sin-
ne des 8§ 101 Abs. 1 Satz 1 sind gleichermal3en zu erwagen. Zusatzlich wurde nach § 87a
Abs. 2 Satz 3 SGB V die Mdglichkeit geschaffen, insbesondere in Planungsbereichen fiir die
Feststellungen nach 8 100 Abs. 1 oder 3 getroffen wurde, Zuschlage auf den Orientierungs-
punktwert nach 8§ 87 Abs. 2e SGB V fiur besonders forderungswurdige Leistungen sowie fur
Leistungen von besonders forderungswirdigen Leistungserbringern zu vereinbaren. Aus den
mdglichen Zuschlagen resultiert eine ausgabenwirksame Anhebung der von den Kranken-
kassen zu zahlenden Gesamtvergutung.

Vor diesem Hintergrund hatte sich der G-BA in seinem Beschluss vom 20.12.2012 eigen-
standig eine Frist bis zum 30. April 2013 gesetzt, Neuregelungen der 88 35 — 37 zu fassen.

Mit den neuen Instrumenten soll eine gezielte Steuerung und Korrektur im Einzelfall inner-
halb der allgemeinen Planungssystematik der Richtlinie ermdglicht werden.



2. Eckpunkte der Entscheidung

Der G-BA hat mit der Neufassung der 88 35 — 37 das Ziel des Gesetzgebers, den Sonder-
bedarf zu objektivieren, umgesetzt. Weiterhin wurden die Instrumente der Steuerung und
Forderung von gewinschten Versorgungsstrukturen an die Vorgaben der neuen Richtlinie
angepasst.

Im Folgenden werden die einzelnen Abschnitte der Bedarfsplanungs-Richtlinie naher be-
grindet.

2.1 8 35— Voraussetzungen fiur die Feststellung eines zuséatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen durch den Landesaus-
schuss (8 101 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a SGB V)

Ziel des § 35 ist die ausnahmsweise Feststellung eines zusatzlichen lokalen Versorgungs-
bedarfs auf Grund des Bestehens von Versorgungsliicken, obwohl rein rechnerisch der Pla-
nungsbereich ausreichend versorgt ist. Die Absicht des Gesetzgebers war es dabei, wie aus
der Begrindung zum Vertragsarztrechtsanderungsgesetz hervorgeht, mit dem zusatzlichen
lokalen Versorgungsbedarf das bestehende Instrumentarium zu erganzen, um absehbare
Versorgungsengpasse in landlichen Gebieten, insbesondere der neuen Lander, beheben zu
kénnen. Gerade in — wegen ihrer Anknipfung an Stadt- und Landkreise — sehr grol3en Pla-
nungsbereiche wurde die Gefahr gesehen, dass trotz rechnerisch ausreichender Versor-
gung, erhebliche Versorgungsliicken existieren kdnnen. Problematisch erscheint dies vor
allem bei Versorgungsangeboten, die wohnortnah zur Verfiigung stehen sollten, in erster
Linie also fur die hausérztliche Versorgung. Dabei ist allerdings zu berlicksichtigen, dass die
hausarztliche Versorgung mit der Neufassung der Bedarfsplanungs-Richtlinie zum
01.01.2013 neu strukturiert wurde. Kinftig erfolgt die Planung nicht mehr auf Ebene der
Kreise und kreisfreien Stadte, sondern kleinteiliger auf der Ebene von Mittelbereichen. Es ist
daher davon auszugehen, dass die Gefahr von Versorgungsliicken aufgrund der GroRe der
Planungsbereiche in Zukunft seltener gegeben sein diirfte. Im Einzelfall kann es dennoch zu
Fordertatbestanden kommen.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag PatV

In den spezialisierten Bereichen der fach- | Passus streichen
arztlichen Versorgung ist davon auszuge-
hen, dass aufgrund der GréRRe der Einzugs-
gebiete ein zusatzlicher lokaler Versor-
gungsbedarf nur in Ausnahmeféllen in Frage
kommt. Grundsatzlich sind die in der Richtli-
nie festgelegten Planungsbereiche sachge-
recht und tragen den Versorgungsbeziehun-
gen ausreichend Rechnung. Eine heteroge-
ne Verteilung von Arzten innerhalb eines
Planungsbereiches begrindet allein keinen
zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf.
Dies gilt auch fur die Verteilung der unter-
schiedlichen Fachgruppen oder Schwer-
punkte innerhalb einer gemeinsamen be-
darfsplanerischen Arztgruppe. Dennoch soll
auch hier in den erforderlichen Einzelfallen
die Mdoglichkeit bestehen, den zusatzlichen
lokalen Versorgungsbedarf als Instrument
zur Verbesserung der Versorgung einzuset-
zen.




Absatz 1

Das Verfahren zur Feststellung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfes wird grund-
séatzlich beibehalten. Der Landesausschuss der Arzte und Krankenkassen kann einen zu-
satzlichen lokalen Versorgungsbedarf innerhalb eines Planungsbereiches in der vertragsarzt-
lichen Versorgung feststellen, auch wenn in diesem Planungsbereich keine Unterversorgung
im Sinne der 88 27 bis 33 vorliegt. Die Prifung auf das Vorliegen eines zusatzlichen lokalen
Versorgungsbedarfes wird dabei wie bisher auf Veranlassung der Kassenarztlichen Vereini-
gung oder eines Landesverbandes der Krankenkassen oder einer Ersatzkasse angestofRen.
Daruiber hinaus wird klargestellt, dass sich die vom Gesetzgeber vorgesehenen Mdglichkei-
ten zur Abweichung von der Bedarfsplanungs-Richtlinie nicht beliebig potenzieren dirfen. So
bestehen zum Zeitpunkt der Beschlussfassung die Moglichkeiten zur Anpassung der Bedarf-
splane nach § 9 (Demografiefaktor) und nach § 2 (begrindete Abweichungsmdglichkeiten
der Landesebene). Des Weiteren kénnen zusatzliche lokale Versorgungsbedarfe nach § 35
und Sonderbedarfe nach 88 36 und 37 festgestellt werden. Diese Regelungen setzen an
unterschiedlichen Regelungskreisen an und richten sich an verschiedene Akteure, sodass
hier ein Risiko einer mangelnden Abstimmung besteht. So kénnten méglicherweise jeweils
dieselben Kriterien mehrfach berticksichtigt werden und zu einer ungerechtfertigten Mehr-
fachdynamisierung fuihren. Beispielsweise konnte die Demografie im Sinne eines hoheren
Durchschnittsalters der Bevolkerung zu einer Anpassung der Bedarfsplane Uber den Demo-
grafiefaktor filhren. Dasselbe Argument konnte bei der Erstellung des Bedarfsplanes dazu
herangezogen werden, um Planungsbereiche kleiner zu schneiden und die Verhaltniszahlen
abzusenken. Der Landesausschuss wiederum konnte das héhere Durchschnittsalter als Kri-
terium verwenden, um einen zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf in nicht unterversorg-
ten Planungsbereichen festzustellen und - sofern der Planungsbereich gesperrt ist - kénnte
der Zulassungsausschuss auch einen Antrag auf Sonderbedarfszulassung unter dem Ge-
sichtspunkt einer Uberdurchschnittlich alten Bevolkerung positiv bescheiden.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag PatV

Damit ware dasselbe Kriterium insgesamt
vierfach bericksichtigt, ohne dass die hie-
raus abgeleiteten MalRnahmen im Sinne ei-
ner Versorgungsverbesserung sinnvoll auf-
einander abgestimmt sind.

Damit ware dasselbe Kriterium insgesamt
vierfach beriicksichtigt, ohne dass die hie-
raus abgeleiteten MalBhahmen im Sinne ei-
ner Versorgungsverbesserung sinnvell auf-
einander abgestimmt sind.

Vor diesem Hintergrund wird vorgegeben, dass Anpassungen auf Grundlage der 88 2 und 9
dieser Richtlinie bei Entscheidungen nach 8 35 zu bertcksichtigen sind. Die mehrfache An-
wendung desselben Kriteriums ist zu vermeiden und bei Verwendung in jedem Fall beson-

ders zu begrinden.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag PatV

Diese Begrindung hat dabei ausdriicklich
auch Ausfuhrungen dariber zu enthalten,
welche Malinahmen bereits zur Verbesse-
rung der Versorgung ergriffen wurden (z.B.
Anwendung des Demografiefaktors nach
8 9, Anpassung der Bedarfsplane nach § 2,
Sicherstellungszuschlage nach § 105 SGB
V, Sonderbedarfszulassungen nach § 36)
und in wie fern diese zu einer Verbesserung
der Versorgung beitragen konnten. Dadurch

Diese Begrindung hat dabei ausdriicklich
auch Ausfuhrungen dartiber zu enthalten,
welche MalRBnahmen bereits zur Verbesse-
rung der Versorgung ergriffen wurden (z.B.
Anwendung des Demografiefaktors nach
§ 9, Anpassung der Bedarfsplane nach § 2,
Sicherstellungszuschlage nach § 105 SGB
V, Sonderbedarfszulassungen nach § 36)
und in wie fern diese zu einer Verbesserung
der Versorgung beitragen kennten kbnnen.
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soll eine Transparenz Uber die zur Verbes- | Badurch-soll-eine-Transparenz-tber-die—zur
serung der Versorgung auf den unterschied- | Verbesserung—der\ersoergung—auf-den—un-
lichen Ebenen bereits ergriffenen Malinah- | terschiedlichen—Ebenen—bereits—ergriffenen
men hergestellt werden. MaRnahmen-hergestelit-werden-

Absatz 2

Der Landesausschuss hat zunachst nach Abs. 2 die Bezugsregion festzulegen, fur die die
Prifung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs erfolgen soll. Hierbei kann der Lan-
desausschuss als Bezugsregion je nach Versorgungsebene zum Beispiel Kreise, Mittelbe-
reiche, Gemeindeverbande oder andere Bezugsregionen festlegen. Voraussetzung fir die
Bestimmung einer Bezugsregion ist weiterhin, dass gemessen an ihrer flachenmafligen Aus-
dehnung eine versorgungsrelevante Bevilkerungszahl vorhanden ist. Um eine sachgerechte
GroRRe der Bezugsregion zu erreichen, soll dabei insbesondere die Verhaltniszahl der betref-
fenden Arztgruppe als Anhaltspunkt dienen. Sie stellen fur diese Fragestellung einen belast-
baren Anhaltspunkt dar, welche Bevolkerung durch einzelne Arztgruppen versorgt wird. Zum
Beispiel konnte fur bestimmte Versorgungskonstellationen im Bereich der hausérztlichen
Versorgung die versorgungsrelevante Bevolkerungszahl auch das Dreifache der betreffen-
den Verhdltniszahl betragen. Die Bezugsregionen sollten angemessen grof3 sein. Bei der
Bildung der Bezugsregionen sind deren Struktur (z.B. landliche Streusiedlung), deren Ver-
kehrsanbindung (z.B. Busanbindung zum Mittelzentrum) und deren Lage (z.B. im Einzugsbe-
reich einer Grolistadt) oder besonderen Versorgungsstrukturen (z.B. Praxisnetze gemalf
§ 87b SGB V) zu bertcksichtigen. Damit soll sichergestellt werden, dass die Bezugsregion
fur die jeweilige Fragestellung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfes eine ausrei-
chende Relevanz besitzt. Die in der Richtlinie festgelegten Planungsbereiche sind grundséatz-
lich sachgerecht und tragen den Versorgungsbeziehungen ausreichend Rechnung. Eine
heterogene Verteilung von Arzten innerhalb eines Planungsbereiches allein begriindet i.d.R.
keinen zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf. Dies gilt auch fir die Verteilung der unter-
schiedlichen Fachgruppen oder Schwerpunkte innerhalb einer gemeinsamen bedarfsplaneri-
schen Arztgruppe. Kleinere Regionen mit geringer Bevolkerungszahl konnen fir die Prifung
auf lokalen Versorgungsbedarf dennoch in Betracht kommen, z.B. wenn dies aufgrund einer
besonderen geografischen Lage oder aufgrund besonderer Versorgungskonstellationen
sachgerecht erscheint. Der Versorgungsbeitrag, der in einer Region bereits tatigen Arzte, ist
ein wichtiger Indikator zur Beurteilung der regionalen Versorgungssituation und kann bei-
spielsweise anhand der Fallzahlen und des Leistungsbedarfs Uberprift werden. Beispiels-
weise konnen in schlecht versorgten Regionen, in denen wenige Arzte die Versorgung si-
cherstellen, tberdurchschnittliche Fallzahlen oder ein Gberdurchschnittlicher Leistungsbedarf
Anhaltspunkt fir einen zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf sein.

Absatz 3

Nachdem im Absatz 2 die Bezugsregion abgegrenzt wurde, legt Absatz 3 fest, dass ein zu-
satzlicher lokaler Versorgungsbedarf zu prifen ist, soweit in der Bezugsregion die Kriterien
fur die Feststellung auf Unterversorgung erfillt sind. Durch den direkten Verweis auf die Kri-
terien der Unterversorgung nach 8 29 (Hausérzte Versorgungsgrad < 75%, Facharzte Ver-
sorgungsgrad < 50%) wird die Regelung nun klarer gefasst.

Wenn also in der Bezugsregion Unterversorgung festgestellt wird, ist in jedem Fall auf Basis
der Kriterien des Absatzes 5 auf zuséatzlichen lokalen Versorgungsbedarf zu prifen.

Durch den Verweis auf die 88 32 und 33 der Bedarfsplanungs-Richtlinie findet das dort gere-
gelte Verfahren zur Beurteilung von Unterversorgung entsprechende Anwendung.




Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag DKG

Die Vorgaben des § 22 und des geltenden
Bedarfsplans zur Anrechnung angestellter
und erméchtigter Arzte und Einrichtungen
finden Anwendung.

Die Vorgaben des 8§ 22 und des geltenden
Bedarfsplans zur Anrechnung angestellter
und erméachtigter Arzte und Einrichtungen

finden-Anwendung bleiben unberthrt.

Absatz 4

Bei dieser Regelung handelt es sich um eine Altregelung, die zur Anwendung kommt, wenn

die Kriterien nach Absatz 3 nicht erftllt sind.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag DKG

Damit soll sichergestellt werden, dass auf
Veranlassung der Kassenérztlichen Vereini-
gungen oder eines Landesverbandes der
Krankenkassen oder einer Ersatzkasse auch
in Bezugsregionen, in denen keine Unter-
versorgung nach 8 29 festgestellt wird, die

Damit soll sichergestellt werden, dass auf
Veranlassung der Kassenéarztlichen Vereini-
gungen oder eines Landesverbandes der
Krankenkassen oder einer Ersatzkasse auch
in Bezugsregionen, in denen keine Unter-
versorgung nach § 29 festgestellt wird oder

Notwendigkeit eines zusatzlichen lokalen
Versorgungsbedarfs geprift werden kann.

festgestellt werden kann, die Notwendigkeit
eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbe-
darfs geprift werden kann.

Dies trifft insbesondere auf Konstellationen zu, in denen sich der zusétzliche lokale Versor-
gungsbedarf z.B. nur auf eine bestimmte Leistung bezieht und nicht das komplette Spektrum
einer Arztgruppe umfasst. Da fir ausgewahlte Behandlungsspektren einer Arztgruppe keine
Verhaltniszahl vorliegt, kann auch keine Prifung der Kriterien auf Unterversorgung nach § 29
erfolgen. Der Absatz 4 lasst in solchen Féllen einen etwas langeren Zeitraum fiir die Prifung
zu, die innerhalb von drei Monaten zu erfolgen hat.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag DKG

Die Vorgaben des § 22 und des geltenden
Bedarfsplans zur Anrechnung angestellter
und ermachtigter Arzte und Einrichtungen
finden auch hier Anwendung.

Die Vorgaben des 8§ 22 und des geltenden
Bedarfsplans zur Anrechnung angestellter
und ermachtigter Arzte und Einrichtungen

finden—auch-hier-Anwendung bleiben unbe-

ruhrt.

Absatz 5

Mit der Neufassung des Absatzes 5 werden die Kriterien, die zur Prifung eines zusatzlichen
lokalen Versorgungsbedarfs herangezogen werden, deutlich erweitert. Dadurch wird klarge-
stellt, dass ein zusatzlicher lokaler Versorgungsbedarf nicht nur wie bisher aufgrund der arz-
teseitigen Versorgungsstrukturen sowie der Altersstruktur der Wohnbevélkerung begrindet
werden kann. Stattdessen kdnnen auch andere Faktoren wie z.B. die Morbiditat, soziodemo-
grafische Faktoren oder infrastrukturelle Besonderheiten Ursache flr einen zusatzlichen lo-
kalen Versorgungsbedarf sein.

Bei der Prifung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs sind alle Kriterien nach Ab-
satz 5 zu prufen. Dabei kann es allerdings auch Ergebnis der Prifung sein, dass bestimmte
Kriterien fur den jeweils zu prifenden Einzelfall des zusétzlichen lokalen Versorgungsbedarfs
keine Rolle spielen. Beispielsweise: Wenn die erhéhte Morbiditat einer Bevdlkerung inner-
halb einer Bezugsregion Grundlage eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs ist, mis-
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sen nicht auch zwingend infrastrukturelle Besonderheiten vorliegen. Gleichwohl ist zu priifen,
ob diese fur den jeweiligen zuséatzlichen Versorgungsbedarf von Relevanz sind. Weitere Kri-
terien kdnnen hinzugezogen werden. Die Kriterien sind dabei flexibel gewahlt, um den Lan-
desausschiissen einen ausreichend grof3en Spielraum fir die Festlegung von regional be-
deutsamen Kriterien zu geben.

Die Kriterien im Absatz 5 orientieren sich an den Kriterien fur die regionalen Abweichungs-
madglichkeiten nach 8§ 2 der Bedarfsplanungsrichtlinie. Sowohl fur die Prifung auf zusatzli-
chen lokalen Versorgungsbedarf, wie auch bei der Priifung auf regionale Abweichungserfor-
dernisse kdnnen dieselben Kriterien als Grundlage dienen. Allerdings sind, wie im Absatz 1
dargestellt, die bereits beschlossenen regionalen Abweichungen nach § 2 und die Anpas-
sungen nach 8 9 bei der Prifung auf zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf zu bertcksich-
tigen. Im Folgenden sollen jedoch einige Beispiele genannt werden, um darzustellen, wie die
Kriterien ausgestaltet werden kdnnten:

1. die regionale Demografie (z. B. ein lUber- oder unterdurchschnittlicher Anteil von Kin-
dern oder alteren Menschen),

die regionale Morbiditat (z. B. auffallige Prévalenz- oder Inzidenzraten),

soziodkonomische Faktoren (z. B. Einkommensarmut, Arbeitslosigkeit und Pflegebe-
darf),

4. die Versorgungsstrukturen (bei Angehérigen der jeweiligen Arztgruppe deren Téatig-
keitsgebiet, Altersstruktur inklusive des Abgabealters und der zu erwartenden Neuzu-
gange, erganzendes Angebot ambulanter Leistungen durch Krankenhauser, ambu-
lante Leistungen von Arzten und Krankenh&usern, deren Einzugsgebiet sich auf die
Bezugsregion erstreckt),

5. raumliche Faktoren (z. B. Erreichbarkeit, Entfernung, geografische Phanomene wie
Gebirgsziige oder Fliisse, Randlagen, Inseln oder eine besondere Verteilung von
Wohn- und Industriegebieten), sowie

6. infrastrukturelle Besonderheiten (u. a. Verkehrsanbindung, Sprechstundenzeiten/
Arbeitszeiten und Versorgungsschwerpunkte des Vertragsarztes, Barrierefreiheit, Zu-
gang zu Versorgungsangeboten angrenzender Planungsbereiche unter Bericksichti-
gung von Uber- und Unterversorgung und anderer Sektoren, z. B. in Krankenhau-
sern, Pflegeeinrichtungen etc.).

Die Prifung auf das Vorliegen eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfes anhand der
genannten Kriterien kann vor dem Hintergrund von bestimmten Versorgungskonstellationen
erfolgen, die fur die Anwendung dieser MalBhahme besonders geeignet erscheinen. Diese
sind im zweiten Teil des Absatzes 5 beispielhaft dargestellt. Dadurch wird das mégliche An-
wendungsspektrum des zuséatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs beschrieben. Die Aufzah-
lung ist dabei nicht abschliel3end. Sie soll dem Landesausschuss lediglich als Orientierung
und Unterstitzung, sowie als Hilfestellung bei mdglicherweise notwendigen Priorisierungen
von verschiedenen forderungswirdigen Sachverhalten dienen. So soll der zuséatzliche lokale
Versorgungsbedarf vorrangig eingesetzt werden, um die Versorgungssituation in Planungs-
bereichen zu verbessern, die noch nicht von Uberversorgung betroffen sind. Ziel kann die
gezielte Niederlassungsforderung in Gebieten sein, die davon unter Versorgungsgesichts-
punkten in besonderem Malf3e profitieren wirden. In schlecht versorgten Regionen fir die
eine Unterversorgung nach Abs. 2 festgestellt wurde, kann die Versorgung ggf. bereits
dadurch verbessert werden, dass ein bereits niedergelassener Vertragsarzt eine Zweigpraxis
grindet und dadurch tageweise eine Versorgung gewahrleistet. Daneben kann es sachge-
recht sein, einzelne Leistungen zu fordern, die in einer Region nicht in ausreichendem Mal3e
zur Verfigung stehen, z.B. Verbesserung der Hausbesuchstatigkeit. Da gerade in schlechter
versorgten Regionen durch die vorhandenen Arzte oftmals deutlich hohere Fallzahlen und
Leistungsbedarfe erbracht werden, kann es im Einzelfall zur Forderung der Versorgung ge-
rechtfertigt sein, finanzielle Anreize zu setzen.



Absatz 6

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag DKG

Der zusatzliche lokale Versorgungsbedarf ist
ein Instrument, um in einer begrenzten Zahl
von regionalen Einzelféallen gewiinschte Ver-
sorgungsstrukturen zu férdern und/oder zu
unterstitzen. Sobald er als generelles In-
strument in einer Vielzahl von Fallen zu An-
wendung kommt, ist das mit ihm verbundene
Ziel der Feinsteuerung nicht mehr zu errei-
chen.

Der zusatzliche lokale Versorgungsbedarf ist
ein Instrument, um in einer begrenzten Zahl
von regionalen Einzelfallen gewtnsechte Ver-
sorgungsstrukturen zu férdern und/oder zu
unterstiitzen. Sobald er als generelles In-
strument in einer Vielzahl von Féllen zu An-
wendung kommt, ist das mit ihm verbundene
Ziel der Feinsteuerung nicht mehr zu errei-
chen.

Relative Attraktivitatssteigerungen von bedirftigen Regionen kdnnen keine Wirkung entfal-
ten, wenn eine Vielzahl von Regionen dieselbe Attraktivitatssteigerung erfahren wirden. Vor
diesem Hintergrund wird in Absatz 6 der Umfang des zusatzlichen lokalen Versorgungsbe-
darfs klar begrenzt. Die Feststellung auf zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf darf sich in
ihrer Summe auf maximal 5 % der Arzte einer Arztgruppe einer KV-Region beziehen. Unter
Bertcksichtigung der derzeitigen Haufigkeiten von Feststellungen eines zusatzlichen lokalen
Versorgungsbedarfs und der zu erwartenden Notwendigkeiten regionaler Steuerung bewer-
tet der G-BA einen Grenzwert in Hohe von 5% als sachgerecht.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag DKG

Die Regelung zwingt den Landesausschuss
in bestimmten Fallen, zwischen unterschied-
lichen Bezugsregionen und Versorgungs-
konstellationen zu priorisieren und ggf. be-
stehende Feststellungen nach § 35 zuguns-
ten neuer Feststellungen aufzuheben.

Die Regelung zwingt den Landesausschuss
in bestimmten Fallen, zwischen unterschied-
lichen Bezugsregionen und Versorgungs-

konstellationen zu priorisieren. vhd-ggft—be-
stehende Feststellungen-nach-§-35-zuguns-
ten-neverFeststellungen-aufzuheben-.

Diese Priorisierung kann beispielsweise auf Grundlage einer Bewertung der Versorgungsla-
ge in den Bezugsregionen erfolgen oder sich auf Regionen konzentrieren, in denen der zu-
satzliche lokale Versorgungsbedarf unter Beriicksichtigung der Konstellationen nach Ab-
satz 6 ein erfolgversprechendes Instrument darstellt.

Generell soll so sichergestellt werden, dass der zusatzliche lokale Versorgungsbedarf ein
Instrument fur Sondersituationen bleibt. Wenn der Landesausschuss allgemeine Verwerfun-
gen in der Versorgungslandschaft von groRen Teilen der KV Regionen beobachtet, sollten
eher systematische Abweichungen auf Grundlage von § 2 der Bedarfsplanungsrichtlinie ver-
einbart werden.

Absatz 7

Fir die Prufung des Landesausschusses gilt 8 33 Abs. 2 entsprechend. Dabei beriicksichtigt
der Landesausschuss auch Erkenntnisse Uber die Patientenperspektive. Mit der Regelung in
Absatz 7 wird zudem sichergestellt, dass das Gremium nach § 90a SGB V bei Entscheidun-
gen zum zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf Gelegenheit zur Stellungnahme erhalt,
soweit das Landesrecht dies vorsieht. Gleichzeitig ist hier die Verdffentlichung der Beschlis-
se zum zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf geregelt. Mit beiden Regelungen wird klar-
gestellt, dass auch beim zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf die Transparenz der Be-
schliisse und Entscheidungen des Landesausschusses gewéhrleistet sein soll.
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Absatz 8

Der Absatz 8 stellt die (ohnehin bestehende) Pflicht des Landesausschusses dar, seine Ent-
scheidungen nach Absatz 1 in regelméRigen Zeitabstanden zu (iberpriifen und ggf. auf An-
derungen zu reagieren, um sicherzustellen, dass die Voraussetzungen hierfir fortbestehen.
Insbesondere hat der Landesausschuss bei jeder Zulassung, die mit einer nach Absatz 1
positiv beschiedenen Bezugsregion in Zusammenhang steht, anlassbezogen zu prifen, ob
die Voraussetzungen fir die Entscheidungen nach Absatz 1 weiterhin vorliegen. Je nach
Versorgungskonstellation und —ziel kann der Landesausschuss die Feststellung eines zu-
satzlichen lokalen Versorgungsbedarfes auch von vornherein befristen. Insgesamt soll ge-
wahrleistet werden, dass die Sinnhaftigkeit und Wirksamkeit der zur Verbesserung der Ver-
sorgung eingesetzten Instrumente sichergestellt wird.

(Folgednderung zu oben): In § 26 Abs. 4 Nr. 3 wird im 6. Spiegelstrich im Klammertext
nach dem Wort ,Barrierefreiheit” der Passus , Feststellung nach 8§ 35 angeflugt”.

§ 26 regelt das Zulassungsverfahren nach Aufhebung von Zulassungsbeschrankungen (par-
tielle Entsperrung). In diesem Zusammenhang werden dem Zulassungsausschuss in Abs. 4
Nr. 3 Kriterien vorgegeben, unter Beriicksichtigung derer er unter mehreren Bewerbern nach
pflichtgemé&Rem Ermessen entscheidet. Diese Entscheidung kann u.a. nach Versorgungsge-
sichtspunkten getroffen werden. Da die Feststellung eines zusatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfes ein wichtiger Hinweis auf die regionale Versorgungssituation geben kann,
wird auch dieser kiinftig als Beispiel aufgefiihrt.

2.2 Allgemeine Hinweise zum Sonderbedarf

Der Gesetzgeber hat mit dem GKV-VStG dem G-BA den Auftrag erteilt, die Vorgaben fir die
Prifung eines Sonderbedarfs zu konkretisieren. Insbesondere sollen regionale Unterschiede
bei der Handhabung des Instruments Sonderbedarf abgebaut werden. Ziel ist es hier bun-
desweit eine einheitlichere Praxis der Zulassungsausschiisse bei der Prufung von Antragen
auf Sonderbedarf zu gewahrleisten. Ebenso fordert das GKV-VStG eine Klarstellung, dass
auch unterschiedliche Facharztbezeichnungen innerhalb einer bedarfsplanerischen Arzt-
gruppe Grundlage fur die Feststellung eines Sonderbedarfs sein konnen. Der G-BA ist die-
sen Vorgaben in seiner Entscheidung zur Neuregelung der 88 36 und 37 nachgekommen.
Mit der Neuregelung des Sonderbedarfs tragt der G-BA zudem der aktuellen Rechtspre-
chung in diesem Themenfeld Rechnung. Gleichzeitig erkennt der G-BA an, dass die Prifung
eines Antrags auf Sonderbedarf in jedem Fall eine Einzelfallentscheidung ist, die von den
Zulassungsausschiissen vor Ort zu treffen ist.

Generell stellt der Sonderbedarf &hnlich wie der zusatzliche lokale Versorgungsbedarf nach
8 35 nur ein Instrument der Feinsteuerung dar, das in ausgewahlten Einzelfallen helfen soll,
die Versorgungslage zu verbessern und die Vorgaben der Bundesrichtlinie lokal zu korrigie-
ren. Systematische Defizite in der Versorgung einer Region kénnen Uber den Sonderbedarf
nicht geltést werden. Hier sind ggf. systematische Anpassungen des Bedarfsplans auf regio-
naler Ebene (vgl. § 2) erforderlich, die den besonderen Versorgungsanforderungen einer
Region Rechnung tragen.

Mit der Neufassung des Sonderbedarfs wird auch dessen Struktur klarer gefasst. Der neue
§ 36 grenzt nun klar den lokalen und den qualifikationsbezogenen Sonderbedarf voneinan-
der ab und beschreibt allgemeine Kriterien und Instrumente, die bei der Prifung von Son-
derbedarfsantragen zur Anwendung kommen sollen. Demgegeniber konkretisiert der neue §
37 die Vorgaben und Konstellationen fir die Prifungen eines Antrags auf qualifikationsbezo-
genen Sonderbedarf.



2.3 836 Ausnahmsweise Besetzung von Vertragsarztsitzen in Fallen von Zulas-
sungsbeschrankungen (8 101 Absatz 1 Nummer 3 SGB V)

Der neue 8§ 36 vollzieht die dezidierte Trennung des lokalen und des qualifikationsbezogenen
Sonderbedarfs nach, die im GKV-VStG angelegt ist. Er nennt klare Kriterien, die mit Blick auf

den Standort bei der Prifung beider Arten von Sonderbedarf zu bertcksichtigen sind.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag DKG

Dartber hinaus macht er Vorgaben zu Nut-
zung ausgewahlter Analyseinstrumente, die
bei der Prifung eines Antrags auf Sonder-
bedarf zur Anwendung kommen sollen.

Passus streichen

Absatz 1

Der Absatz 1 vollzieht die Abgrenzung des lokalen und des qualifikationsbezogenen Sonder-
bedarfs des Gesetzgebers im GKV-VStG nach und beschreibt die Grundlagen und Hinter-
grinde dieser Regelung. Er macht deutlich, dass es sich beim Sonderbedarf immer um eine
Einzelfallpriifung eines vorliegenden Antrags auf Zulassung in einem gesperrten Planungs-

bereich durch den Zulassungsausschuss handelt.

Vorschlag GKV-SV
KBV

und

Vorschlag PatV

Vorschlag DKG

Sonderbedarf sollte hierbei
insbesondere fur die allge-
meine und spezialisierte
facharztliche Versorgung
Anwendung finden.

Fir die hausarztliche Ver-
sorgung wird aufgrund der
kleinrdumigen Planung auf
Mittelbereichsebene nur sel-
ten ein lokaler und aufgrund
der allgemeinen fachlichen
Ausrichtung auch nur im Ein-
zelfall ein qualifikationsbezo-
gener Sonderbedarf zur An-
wendung kommen. Bei den
gesonderten Facharzten
wiederum ist der Spezialisie-
rungsgrad so hoch und der
Einzugsbereich sachgerech-
terweise so groR3, dass hier
ebenfalls fast nie davon aus-
gegangen werden kann,
dass ein Sonderbedarf be-
steht.

Vorschlag GKV-SV und
KBV streichen

Es ist davon auszugehen,
dass Sonderbedarf Uberwie-
gend fur die allgemeine und
spezialisierte  fachéarztliche
Versorgung Anwendung fin-
den wird.
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Absatz 2

Mit dieser Altregelung (8 37 Absatz 1 i.d.F.v. 20.12.2012) wird die Verlegung eines Praxissit-
zes ausgeschlossen, dessen Zulassung auf lokalem oder qualifikationsbezogenem Sonder-
bedarf beruht. Da Sonderbedarf immer an bestimmte rdumliche Konstellationen gebunden
ist, ist jede Verlegung des Praxissitzes mit Veranderungen der rdumlichen Konstellationen
verbunden, die Grundlage fir die Gewadhrung eines Sonderbedarfs war. Eine Verlegung
setzt somit einen erneuten Antrag auf Sonderbedarf voraus.

Die vormals mit dieser Regelung verbunden Aufhebung dieser Einschrankung auf den Pra-
xissitz im Falle des Endes der Zulassungsbeschrankungen im jeweiligen Planungsbereich
wird nicht fortgesetzt. Der G-BA erachtet diese Privilegierung von Inhabern einer Zulassung
auf Grundlage von lokalem Sonderbedarf als nicht sachgerecht, da die Inhaber dieser Zulas-
sung uber diesen Sonderfall der Zulassung bereits Gber einen privilegierten Zugang zur ver-
tragsarztlichen Versorgung verfiigen. Dartber hinaus wird mit dieser Regelung der gesetz-
geberisch gewollte Prifvorbehalt des Zulassungsausschusses bei reguléren Praxissitzverle-
gungen auch auf Praxissitze, die auf Grundlage von Sonderbedarf gewahrt wurden, analog
Ubertragen. Im Falle der Aufhebung von Zulassungsbeschrankungen kénnen Inhaber von
Sonderbedarfszulassungen somit eine volle oder halftige Zulassung im Rahmen des regula-
ren Verfahrens nach § 26 beantragen.

Absatz 3

Der Absatz 3 legt klare Kriterien fest, die bei der Prifung eines Antrags auf lokalen oder qua-
lifikationsbezogenen Sonderbedarf zu prifen sind. Diese beziehen sich vor allem auf die
raumliche Konstellation des Antrags auf Sonderbedarf. Fir den qualifikationsbezogenen
Sonderbedarf sind gemall Absatz 2 jedoch zudem qualifikationsbezogene Kriterien zu pri-
fen, die in § 37 genauer beschrieben sind. Die Priifung eines Antrags auf lokalen Sonderbe-
darf erfolgt mit Blick auf die Region, die vom Ort des beantragten Sitzes aus versorgt werden
soll. Bei Antragen auf qualifikationsbezogenen Sonderbedarf erfolgt die Prifung demgegen-
Uber bezogen auf das Versorgungsspektrum, das durch den antragstellenden Arzt erbracht
werden soll, und bezogen auf die Region, die vom Ort des beantragten Sitzes aus versorgt
werden soll. Damit wird deutlich, dass auch ein qualifikationsbezogener Sonderbedarf immer
einen raumlichen Bezug aufweisen muss, da auch er sich auf die zu versorgenden Patienten
einer Region bezieht.

Das Kriterium nach Nummer 1 stellt klar, dass der Zulassungsausschuss die Versorgungsla-
ge in der Region, die vom Ort der beantragten Niederlassung aus versorgt werden soll, als
unzureichend bewerten muss. Bei qualifikationshezogenem Sonderbedarf ist diese Prifung
auf das jeweilige Versorgungsspektrum zu beziehen, das der Arzt gemal3 Antrag abdecken
will.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag DKG

Die Region, die vom Ort der Niederlassung | Die Region, die vom Ort der Niederlassung
aus versorgt werden soll, muss durch den | aus versorgt werden soll, muss ist durch den
Antragsteller beschrieben werden. Antragsteller zu beschreiben.

Die Aufgabe des Zulassungsausschusses ist es, den Bezug der gewahlten Region zum ge-
stellten Antrag auf Sonderbedarf zu bewerten. Wird die Bezugsregion des Antragsstellers
vom Zulassungsausschuss als fur den Inhalt des Antrags nicht zulassig bewertet und in Fal-
len, in denen der Antragsteller keine Bezugsregion nennt, ist der Antrag abzulehnen.

Die Kriterien nach Nummer 2 stellen sicher, dass der Standort, fiir den der Antrag auf Son-
derbedarf gestellt wurde, bestimmte Mindestanforderungen erfillt. Diese Kriterien sind:
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Der Standort, fur den der Antrag gestellt wird, hat bestimmte strukturelle Mindestbe-
dingungen zu erfillen, die fir das beantragte Versorgungsspektrum angemessen
sind. Dabei kann z.B. der Zentralitdtsgrad des Standorts berlcksichtigt werden. Je
nach Spezialisierung kann beispielsweise die Klassifizierung des Standorts als Ober-
oder Mittelzentrum als Prufkriterium herangezogen werden. Mit diesem Prifkriterium
soll sichergestellt werden, dass der Standort beispielsweise Uber den 6&ffentlichen
Nah- oder Regionalverkehr erreichbar ist und innerhalb der regionalen Verflech-
tungsbeziehungen eine dem beantragten Versorgungsspektrum gegeniber ange-
messene Bedeutung besitzt.

Der Standort muss einen Einzugsbereich aufweisen, in dem eine flr das Versor-
gungsspektrum angemessene Zahl an Patienten zu erwarten ist. Anhaltspunkte fir
eine angemessene Zahl an Patienten kdnnen beispielsweise die Verhaltniszahl einer
Arztgruppe oder Fallzahlen von Arzten mit einem vergleichbaren Versorgungsspekt-
rum im KV-Gebiet sein. Dieses Kriterium erfillt bei der Prifung eines Antrags auf
Sonderbedarf zwei wesentliche Funktionen. Zum einen stellt es sicher, dass die be-
grenzte Zahl an Arzten nur in solchen Regionen Sonderbedarfszulassungen erhélt, in
denen sich ausreichend viele zu versorgende Patienten befinden. So kann beispiels-
weise die Versorgungslage in einer Region als unzureichend bewertet werden. Wenn
in dieser Region jedoch bezogen auf das beantragte Versorgungsspektrum nur eine
geringe Zahl an Patienten zu erwarten ist, ist i.d.R. keine Sonderbedarfszulassung er-
forderlich.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag DKG

Zum anderen sichert das Kriterium die | Zum anderen sichert das Kriterium die

wirtschaftliche Tragfahigkeit des geplan-
ten Standorts fur den antragstellenden
Arzt.

wirtsehaftliche Tragfahigkeit des geplan-
ten Standorts fur den antragstellenden
Arzt.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag PatV

Durch den beantragten Standort dirfen
bestehende Versorgungsstrukturen nicht
destabilisiert werden. Sonderbedarf soll
nur dort gewahrt werden, wo die Versor-
gung durch bestehende Versorger nicht
ausreichend gewabhrleistet ist. Damit soll
sichergestellt werden, dass keine An-
tragssteller zugelassen werden, deren
geplanter Standort nur marginale Ver-
besserungen beim Zugang zur Versor-
gung mit sich bringen wirde zulasten von
bestehenden Versorgungsstandorten.

Absatz streichen

Mit Hilfe dieser einheitlichen Kriterien soll die Prufung eines Antrags auf Sonderbedarf in
Zukunft einem einheitlichen Schema folgen und so eine einheitlichere Praxis in den Zulas-
sungsausschissen gewahrleisten.
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Absatz 4

Vorschlag GKV-SV, KBV und DKG Ergédnzungsvorschlag PatV

Der Zulassungsausschuss hat bei der Ermitt-
lung aller entscheidungsrelevanten Tatsachen
eine umfassende Ermittlungspflicht zur kon-
kreten Bedarfssituation, bei der mindestens
die sich aus der héchstrichterlichen Recht-
sprechung vorgegebenen Mal3gaben beachtet
werden. Zur Berlcksichtigung der Patienten-
perspektive werden auch vorhandene Er-
kenntnisse beriicksichtigt, die auf Erfahrungen
von Patientinnen und Patienten zur Versor-
gungssituation beruhen, wie z.B. zu Wartezei-
ten, Erreichbarkeit, Praxisfrequentierung, spe-
zifische Versorgungsbedurfnisse u.a.

Die Prufung eines Antrags auf lokalen oder qualifikationsbezogenen Sonderbedarf erfolgt in
jedem Fall bezogen auf eine bestimmte raumliche Konstellation. Vor diesem Hintergrund
sollen fur die Prufung auch Instrumente genutzt werden, die raumliche Konstellationen und
Versorgungsbeziehungen abbilden kénnen. Mit der zunehmenden Verbreitung von Geografi-
schen Informationssystemen (GIS) stehen heute der breiten Offentlichkeit Instrumente zur
Verfligung, die eine entsprechende Darstellung leisten kénnen. Im Absatz 4 werden aus die-
sem Grund die Zulassungsausschisse beauftragt, bei Antrédgen auf Sonderbedarf geografi-
sche Informationen einzubeziehen. Durch die kartografische Darstellung der Versorgungssi-
tuation vor Ort und ggf. der Verflechtungen und Zusammenhange zu anderen Regionen
kann die Prifung eines Antrags auf Sonderbedarf bspw. objektiviert werden. Der Zulas-
sungsausschuss muss flur diese Priifung nicht zwangslaufig ein GIS vorhalten. Er kann statt-
dessen, hierzu im Rahmen der Amtshilfe auf die Expertise der Krankenkassen oder der Kas-
senarztlichen Vereinigung vor Ort zuriickgreifen oder alternative Darstellungsformen wéhlen.
Daruiber hinaus wird klargestellt, dass ein Sonderbedarf eine unzureichende Versorgungsla-
ge in der betreffenden Region innerhalb eines Planungsbereiches voraussetzt. Fir die Beur-
teilung solcher Versorgungsdefizite muss der Zulassungsausschuss Besonderheiten inner-
halb des maRgeblichen Planungsbereiches feststellen, die eine von den Grundlagen der
Bedarfsplanung abweichende Beurteilung der Versorgungslage rechtfertigen.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag PatV

Dabei hat der Zulassungsausschuss aller- | Absatz streichen
dings zu bertcksichtigen, dass fir die unter-
schiedlichen  Versorgungsebenen  nach
88 11 bis 14 unterschiedliche Mal3stabe an-
zuwenden sind. Dies betrifft sowohl die er-
forderliche Dichte des Versorgungsangebo-
tes als auch die GroRRe der Bezugsregion.
Z.B. ist eine heterogene Verteilung von Chi-
rurgen innerhalb eines Planungsbereiches
allein noch kein ausreichender Anhaltspunkt
fur die Feststellung von Sonderbedarf.
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Absatz 5

Die Regelung des Absatzes 5 bildet die alte Regelung des § 36 Absatz 1 lit. €) Satz 2 und 3
I.d.F.v. 20.12.2012 ab und stellt klar, dass Antrage auf lokalen oder qualifikationsbezogenen
Sonderbedarf nur in solchen Fallen zu gewéhren sind, wenn der entsprechende Bedarf dau-
erhaft erscheint. Fir die Behebung voribergehender Versorgungsdefizite hat die Erméchti-
gung Vorrang vor einer dauerhaften Zulassung aufgrund von Sonderbedarf, da sie sich in
solchen Fallkonstellationen als flexibleres Instrument erweist. Eine Bericksichtigung von
beiden Instrumenten in der Bedarfsplanung ist aufgrund der Neufassung des § 22 i.d.F.v.
20.12.2012 gewahrleistet.

Absatz 6
Die Regelung wurde aus 8 37 i.d.F.v. 20.12.2012 ubernommen und neu verortet.
Absatz 7

Der lokale und qualifikationsbezogene Sonderbedarf ist in seiner Konstellation immer auf
den Raum und den Arzt bezogen. Bei qualifikationsbezogenen Sonderbedarf ist er zudem an
ein bestimmtes Leistungsspektrum gebunden. Beim Ausscheiden des Inhabers der Sonder-
bedarfszulassung aus der Versorgung ist eine automatische Nachbesetzung nach § 103
Absatz 4 SGB V somit nicht sachgerecht. Die Fortsetzung des Sonderbedarfs bedarf der
erneuten Zulassung und ggf. der erneuten Beschrankung auf bestimmte Leistungen. Diese
Altregelung (8 37 Absatz 3 i.d.F.v. 20.12.2012) wird hier fortgefuhrt. Die Regelung schlief3t
auch die Zahlung von Entschadigungen im Falle der Nichtnachbesetzung nach § 103 Ab-
satz 3a SGB V aus. Eine Zulassung auf Basis von Sonderbedarf erfolgt in jedem Fall unter
der MaRRgabe, dass eine Nachfolgebesetzung diese Praxis nur in Frage kommt, wenn die
Voraussetzungen fir den Sonderbedarf weiterhin vorliegen. Kommt der Zulassungsaus-
schuss jedoch zu dem Ergebnis, dass diese Voraussetzungen nicht mehr erfillt sind, ist dies
nicht mit der Ablehnung von Nachbesetzung im Sinne des § 103 Absatz 3a SGB V gleichzu-
setzen. Die Anwendung dieser Regelung wiirde dem Charakter des Sonderbedarfs, der un-
ter bestimmten engen Voraussetzungen in Uiberversorgten Gebieten gewahrt wird, nicht ge-
recht.

Absatz 8

Absatz 8 stellt als Fortfiihrung der Altregelung nach § 36 Absatz 1 lit. f) i.d.F.v. 20.12.2012
klar, dass die Regelungen zum Sonderbedarf auch auf die Genehmigung von Angestellten in
gesperrten Planungsbereichen zur Anwendung kommen.

Vorschlag GKV-SV und KBV Vorschlag DKG

Dabei ist eine Teilanstellung mit dem Faktor | Absatz streichen
0,25 oder 0,75 auf Grundlage von Sonder-
bedarf auszuschlieRen. Voraussetzung fir
den Sonderbedarf ist, dass durch den an-
tragstellenden Arzt eine angemessene Zahl
an Patienten und eine angemessen Flache
versorgt werden. Dieser Versorgungsbeitrag
lasst sich kaum auf Viertel- oder Dreiviertel-
stellen eingrenzen und herunterbrechen. Vor
diesem Hintergrund sollten Sonderbedarfe
auch fur Angestellte nur im vollen oder half-
tigen Umfang erfolgen.
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Absatz 9

Absatz 9 stellt die Fortsetzung der Altregelung des 8 36 Absatz 1 lit. b) 5. Satz i.d.F.v.
20.12.2012 dar. Eine Weiterentwicklung ist hier notwendig, da gemal dem Auftrag des VStG
in der neuen Bedarfsplanung die Versorgung durch Ermachtigte und erméachtigte Institute in
der Bedarfsplanung zu bericksichtigen ist (vgl. 8§ 22). Somit sind deren Leistungen, die z.T.
an Krankenh&usern erbracht werden, auch bei der Priifung eines Antrags auf Sonderbedarf
zu bertcksichtigen.

Ausgeschlossen bleiben soll jedoch weiterhin die stationare Leistungserbringung in Kran-
kenh&ausern.

2.4 8 37 Ergédnzende Vorgaben fir qualifikationsbezogene Sonderbedarfstatbestande

Absatz 1

Neben den Voraussetzungen nach § 36 erfordert die Anerkennung eines qualifikationsbezo-
genen Sonderbedarfs zusatzlich die Prifung und Feststellung der besonderen Qualifikation
sowie eines entsprechenden Versorgungsbedarfes in einer Region durch den Zulassungs-
ausschuss.

Absatz 2

Bei Prifung eines Antrags auf qualifikationsbezogenen Sonderbedarf steht die entsprechen-
de Qualifikation bzw. das Versorgungsspektrum im Vordergrund, das durch den Antragsteller
erbracht werden soll. Dabei ist es angesichts der zunehmenden Spezialisierung vieler Fach-
gruppen in der Medizin nicht sachgerecht, fir jede einzelne Subspezialisierung auf kleiner
regionaler Ebene Versorgungskapazitaten vorzuhalten. Stattdessen ist es Patienten insbe-
sondere fur hochspezialisierte Versorgungsangebote zuzumuten, auch langere Wegezeiten
zum Arzt zuriickzulegen. Vor diesem Hintergrund kann nicht jede Subspezialisierung einer
Fachgruppe Grundlage fur die Gewéahrung eines Antrags auf qualifikationsbezogenen Son-
derbedarf sein. Der neu gefasst Absatz 1 schrankt deshalb das Spektrum an Qualifikationen
ein, die Grundlage fur die Gewahrung eines qualifikationsbezogenen Sonderbedarfs sein
kénnen.

Vorschlag GKV-SV und KBV

Vorschlag PatV

Insbesondere koénnen Qualifikationen wie
sie durch den Inhalt einer Schwerpunkt-
kompetenz, eine Zusatzbezeichnung, einer
fakultativen Weiterbildung oder einer be-
sonderen Fachkunde fir das Facharztge-
biet nach der Weiterbildungsordnung be-
schrieben sind, die Grundlage fir einen
gualifikationsbezogenen Sonderbedarf bil-
den. Ein qualifikationsbezogener Versor-
gungsbedarf kann dartber hinaus auch bei
einer Facharztbezeichnung vorliegen, wenn
die bedarfsplanungsrechtliche Arztgruppe
mehrere unterschiedliche Facharztbezeich-
nungen umfasst.

Absatz 2a) und b) nehmen Bezug auf Absatz
la) und beschreiben die Qualifikationen, die
einen qualifikationsbezogenen Sonderbedarf
begrinden konnen. Absatz 3 nimmt Bezug auf
Absatz 1b) und beschreibt die weiteren Vo-
raussetzungen fir die Feststellung eines be-
sonderen qualifikationsbezogenen Versor-
gungsbedarfs.
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Die Bewertung der Versorgungssituation durch den Zulassungsausschuss erfolgt bezogen
auf das Versorgungsspektrum, das gemaR Antrag durch den qualifikationsbezogenen Son-
derbedarf abgedeckt werden soll.

Absatz 3

Neben den Qualifikationsvoraussetzungen ist zu prifen und festzustellen, ob das spezielle
arztliche Angebot in dem betreffenden Planungsbereich in ausreichendem Maf3e zur Verfi-
gung steht.

Absatz 4

Absatz 4 fasst die Altregelungen zur Sonderbedarfszulassung von Dialysearzten zusammen
(8 36 Absatz 1 lit. e) Satz und § 37 Absatz 2 i.d.F.v. 20.12.2012). Der neue Satz stellt klar,
dass die geltenden Anforderungen der Anlage 9.1 des Bundesmantelvertrags zur Anwen-
dung kommen.

3. Verfahrensablauf

()

3.1 Sitzungstermine

()

3.2 Stellungnahmeverfahren

[Der Unterausschuss Bedarfsplanung hat am 27.03.2013 die Einleitung des Stellungnahme-
verfahrens beschlossen. Der Beschlussentwurf der Neufassung wurde mit den Tragenden
Grinden an die Stellungnahmeberechtigten X Gbersandt.

Die Stellungnahme der X ist am XX. XX.XXXX, die Stellungnahme des X ist am XX.XX.XXXX
in der Geschéftsstelle des G-BA eingegangen.

In der Sitzung am XX.XX.XXXX hat der Unterausschusses Bedarfsplanung die Stellung-
nahmen ausgewertet. Das Auswertungsergebnis ist in der Anlage 1 dargestellt.]

3.3 Anhérung

[Die Anhoérung fand im Anschluss an die Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen am
XX XX XXXX statt. Das Wortprotokoll findet sich in der Anlage 2.]

16



4. Fazit

(...)

Berlin, den XXX

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemal § 91 SGB V
Der Vorsitzende

Hecken
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Anlage 3 zu den Tragenden Grinden zur Neuregelung § 35 und §§ 36 ff. BPL-RL
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Stellungnahme der Bundesarztekammer

Die Bundeséarztekammer wurde mit Schreiben vom 10.04.2013 zur Stellungnahme ge-
malk § 91 Abs. 5 SGB V beziiglich einer Anderung der Richtlinie des Gemeinsamen
Bundesausschusses Uber die Bedarfsplanung sowie die Malistabe zur Feststellung von
Uberversorgung und Unterversorgung in der vertragséarztlichen Versorgung (Bedarfspla-
nungs-Richtlinie) in der Fassung vom 20.12.2012 aufgefordert. Neu geregelt werden die
Vorschriften zum zuséatzlichen lokalen Versorgungsbedarf in nicht unterversorgten Pla-
nungsbereichen und zum Sonderbedarf.

Beide Bereiche waren bei der im letzten Jahr erfolgten Neufassung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie zurlickgestellt worden; der Gemeinsame Bundesausschuss hatte damals an-
gekindigt, die entsprechenden Regelungen bis zum 30.04.2013 neu fassen zu wollen.

Zu den Neuregelungen im Einzelnen:
1. Zusétzlicher lokaler Versorgungsbedarf (§ 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3a SGB V)

Die Voraussetzungen flr die ausnahmsweise Festlegung eines zusétzlichen lokalen Ver-
sorgungsbedarfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen durch den Landesaus-
schuss werden in § 35 der Bedarfsplanungs-Richtlinie (friiher § 34a) geregelt. Dabei wird
das bisherige Verfahren zur Feststellung eines zuséatzlichen lokalen Versorgungsbedar-
fes grundséatzlich beibehalten. Neu gefasst wurden in § 35 Abs. 5 die Kiriterien, die zur
Prifung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs herangezogen werden. Die Kri-
terien orientieren sich an den Kriterien flr die regionalen Abweichungsmadglichkeiten in
§ 2 der Bedarfsplanungs-Richtlinie. Zudem werden in § 35 Abs. 5 nun beispielhaft Ver-
sorgungskonstellationen genannt, in denen die Ausweisung eines zusatzlichen Versor-
gungsbedarfs sinnvoll sein kénnte. Um den Ausnahmetatbestand zu verdeutlichen, wur-
de in § 35 Abs. 6 eine Begrenzung eingeflhrt, die vorsieht, dass sich die Feststellungen
auf maximal 5 Prozent der Arzte einer Arztgruppe in einer KV-Region beziehen kénnen.
Neu ist ferner, dass dem Gemeinsamen Landesgremium nach § 90a SGB V Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben werden soll, sofern das Landesrecht das Gremium einge-
richtet hat und vorsieht, dass seine Stellungnahmen bei Entscheidungen des Landesaus-
schusses einzuholen und zu berlcksichtigen sind.

2. Sonderbedarf, MaRstibe flir zusitzliche lokale und qualifikationsbezogene
Sonderbedarfsfeststellungen (§ 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V)

Im Unterschied zur Neufassung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs geht die
Anderung der Vorschriften zum Sonderbedarf auf einen gesetzlichen Auftrag zuriick. Mit
dem am 01.01.2012 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstruk-
turen in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VStG) hatte der Gesetzgeber den
Gemeinsamen Bundesausschuss beauftragt, die Voraussetzungen fir Sonderbedarfszu-
lassungen zu préazisieren. Anlass hierfur war laut Gesetzesbegriindung, dass von den
Zulassungsausschissen von der Méglichkeit der Sonderbedarfszulassung in sehr unter-
schiedlicher Weise Gebrauch gemacht wurde. Der Gesetzgeber verbindet mit der Neure-
gelung die Zielsetzung, dass die Erteilung einer Sonderzulassung im Bedarfsfall erleich-
tert wird. Der Sonderbedarf kann entweder lokal (raumlich) begriindet sein oder sich qua-
litatsbezogen auf bestimmte Leistungen bzw. Leistungsbereiche beziehen.

Die Zulassungstatbesténde fir lokalen oder gqualifikationsbezogenen Sonderbedarf wer-
den in § 36 der Bedarfsplanungs-Richtlinie geregelt, die Vorgaben fur den qualifikations-
bezogenen Sonderbedarf in § 37 konkretisiert.

Die Bundesidrztekammer nimmt zur vorgesehenen Richtliniendnderung wie folgt
Stellung:

Zusatzlicher lokaler Versorgungsbedarf nach § 35 und lokaler oder qualifikationshezoge-
ner Sonderbedarf nach den §§ 36 und 37 stellen Instrumente der Feinsteuerung der Be-
darfsplanung dar. Neben diesen Instrumenten besteht gemaR § 2 die Méglichkeit von der
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Stellungnahme der Bundesarztekammer

Richtlinie abzuweichen, wenn und soweit regionale Besonderheiten auf Landesebene
dies erfordern. Unterschiede bei der demographischen Zusammensetzung der Bevélke-
rung gehen ebenfalls Uber die Modifikation der Verhaltniszahlen gemaR § 9 in die Festle-
gung des Versorgungsbedarfs ein.

Die neue Bedarfsplanungs-Richtlinie eréffnet somit verschiedene Méglichkeiten, Beson-
derheiten der Versorgungssituation zu beriicksichtigen und zu korrigieren. Inwieweit die
unterschiedlichen MaRnahmen sinnvoll ineinandergreifen, kann von der Bundesarzte-
kammer zum jetzigen Zeitpunkt, zumal auch die Umsetzung der zum 01.01.2013 in Kraft
getretenen Bedarfsplanungs-Richtlinie noch nicht abgeschlossen ist, nicht beurteilt wer-
den. Die Bundesarztekammer empfiehlt daher, die Geeignetheit der Neuregelungen zu
einem spateren Zeitpunkt einer Prufung zu unterziehen.

Des Weiteren ist die Differenzierung in § 37 Abs. 2 zwischen den unterschiedlichen Wei-
terbildungsbezeichnungen fir die Bundesarztekammer nicht nachvollziehbar. Warum ist
eine besondere Qualifikation bei Schwerpunkten, fakultativen Weiterbildungen und Fach-
kunden anzunehmen, wéhrend eine besondere Qualifikation bei Zusatz-Weiterbildungen
und Facharztbezeichnungen in Gebieten mit mehreren Facharztkompetenzen vorliegen
kann? Sofern keine sachlichen Griinde eine entsprechende Differenzierung begriinden,
regen wir eine sprachliche Vereinheitlichung an. Hinweisen méchten wir ferner darauf,
dass die Bezeichnungen fakultative Weiterbildung und Fachkunde der (Muster-)
Weiterbildungsordnung 1992 entstammen und nicht in die (Muster-)Weiterbildungs-
ordnung 2003 aufgenommen wurden.

Berlin, 06.05.2013
LA.

B g S

Britta Susen
Bereichsleiterin im Dezernat V —
Versorgung und Kooperation mit Gesundheitsfachberufen
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I. Zusammenfassung

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) begrift ausdricklich die Absicht des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA), in der Bedarfsplanungs-Richtlinie die
Regelungen zum zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarf und zum Sonderbedarf
neu zu fassen. Damit ein stimmiges Gesamtkonzept erreicht werden kann, halt die

BPtK einige Erganzungen und Veranderungen flr dringend notwendig.

So sollte der Kreis derjenigen, die die Prufung eines zusatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfs veranlassen konnen, um die Landesarztekammern, die Landespsycho-
therapeutenkammern und die Patientenvertretungen erweitert werden. Die Kriterien
zur Prufung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs sollten erganzt und auf die
Nennung von Versorgungskonstellationen verzichtet werden. Die an derzeitigen Hau-
figkeiten orientierte Hochstgrenze fur die Feststellung eines Bedarfs erscheint nicht
sachgerecht, da bisherige Haufigkeiten keine Rickschlisse auf den zukilnftig not-
wenigen Bedarf zulassen. Das Stellungnahmerecht gegentber dem Landesaus-
schuss, das sich im Entwurf auf das Gremium nach § 90a SGB V beschrankt, sollte
auch fur die Landesarztekammern, die Landespsychotherapeutenkammern und die

Patientenvertretungen gelten.

Es erscheint dartber hinaus sinnvoll, in Bezug auf Zulassungen ausdricklich klarzu-
stellen, dass der Zulassungsausschuss diejenigen Zulassungen, die zur Deckung
des bereits vom Landesausschuss festgestellten zusatzlichen lokalen Sonderbedarfs
notwendig sind, auch zu erteilen hat und keine erneute (ggf. abweichende) Feststel-
lung zum Sonderbedarf treffen kann. Dies verhindert unnétige Verzégerungen. Auch
fur den Zulassungsausschuss sollten die (Mindest-)Anforderungen zur Feststellung

des Bedarfs prazisiert werden.

Mit der Aufhebung der Zulassungsbeschrankungen sollten — wie bisher auch — die
Einschrankungen fur Inhaber von Sonderbedarfszulassungen enden, da sie dann
nicht mehr gerechtfertigt sind. Die Zuhilfenahme von geografischen Informationen
sollte ins pflichtgemalie Ermessen der Zulassungsausschisse gestellt werden und
nicht im Regelfall verpflichtend vorgeschrieben werden, da diese nicht immer dazu

notwendig und geeignet sind, den Bedarf zu beurteilen.
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Im Bereich der Regelungen zu den Qualifikationen im Zusammenhang mit Sonder-
bedarfstatbestanden erscheinen die dort gewahlten Bezeichnungen wenig zielflh-
rend und berucksichtigen auch die in der Zwischenzeit erfolgte berufsrechtliche Ver-
anderungen nicht ausreichend. Die BPtK schlagt hierzu vor, eine allgemeinere For-

mulierung zu wahlen.
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ll. Rechtsgrundlage

In den Tragenden Grinden des Beschlussentwurfs wird aufgeflhrt, dass der Ge-
setzgeber dem G-BA eine Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der ver-
tragsarztlichen Bedarfsplanung Ubertragen habe. Dem ist in dieser allgemeinen Form
jedoch nicht so. Dem G-BA steht keine allgemeine Befugnis zur Normkonkretisierung
zu. Vielmehr handelt es sich bei den Richtlinien des G-BA um untergesetzliche Nor-
men. Fur jede vom G-BA erlassene Regelung bedarf es einer Ermachtigungsgrund-
lage, aus der gemald Artikel 80 Absatz 1 Grundgesetz (GG) analog, Inhalt, Zweck
und Ausmald der Ermachtigung hervorgehen mussen. Jede Regelung des G-BA ist
an verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Vorgaben zu messen, wobei dem G-BA
als Normgeber eine Einschatzungsprarogative zukommt. Es handelt sich jedoch
nicht um nach der (Uberholten) Rechtsprechung als normkonkretisierend zu qualifi-

zierende Vorschriften, die einer gerichtlichen Kontrolle entzogen sind.

Die BPtK empfiehlt dies in der Einleitung klarzustellen. Hier handelt es sich nicht um
einen allein theoretisch relevanten rechtsdogmatischen Unterschied. Vielmehr ist
dies fur den Erlass und das Einordnen der einzelnen Regelungen entscheidend. Ins-
besondere ist hinsichtlich des Inhalts jeder einzelnen Regelung zu prifen, ob dieser
von der Ermachtigungsgrundlage gedeckt ist. Auch kdnnen untergesetzliche Normen
eine gesetzliche Norm nicht fir unanwendbar erklaren, wie im Entwurf vorgesehen.
Eine allgemeine Befugnis zur Normkonkretisierung, die jedwede Regelung rechtfer-

tigt, gibt es nicht.

lll. Voraussetzung flur die Feststellung eines zusatzlichen lokalen

Versorgungsbedarfs

Die BPtK schlagt in den vorgesehenen Regelungen zur Feststellung eines zusatzli-

chen lokalen Versorgungsbedarfs einige Erganzungen vor.

1. Antragsberechtigte (8 35 Absatz 1 und Absatz 4 BPL-RL-Entwurf)

Der Beschlussentwurf sieht vor, dass der Landesausschuss — mit Ausnahme des
Vorliegens von Unterversorgung nach § 35 Absatz 3 Bedarfsplanungs-Richtlinie-

Entwurf (BPL-RL-Entwurf) — nur auf ,Veranlassung der Kassenarztlichen Vereini-
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gung, eines Landesverbandes der Krankenkassen oder einer Ersatzkasse® tatig wird.
Dies ist nicht sachgerecht. Sowohl der Gesetzgeber als auch der G-BA haben in letz-
ter Zeit die Beteiligung relevanter Vertreter im Bereich der Bedarfsplanung ausgewei-
tet. So kommt den zustandigen Landesbehdrden ein Anhdrungsrecht beim Aufstellen
der Bedarfsplane zu. Die Patientenvertreter haben erweiterte Beteiligungsrechte.
Auch die Beteiligung der Heilberufekammern wurde ausgeweitet. Die BPtK regt da-
her an, den Sachverstand der zustandigen Landesbehoérde und der Heilberufekam-
mern sowie der Patientenvertreter miteinzubeziehen und ihnen ein Antragsrecht zu-
zubilligen. Dabei sollte auch das Wort ,Veranlassung“ durch das Wort ,Antrag” er-
setzt werden. § 35 Absatz 1 BPL-RL-Entwurf sollte dann lauten:

,Nach § 100 Absatz 3 SGB V trifft der Landesausschuss der Arzte und
Krankenkassen auf Antrag der Kassenarztlichen Vereinigung, eines
Landesverbandes der Krankenkassen, einer Ersatzkasse, der zustan-
digen Landesbehotrde, der Landesarztekammer, der Landespsycho-
therapeutenkammer oder einer der auf Landesebene fir die Wahr-
nehmung der Interessen der Patientinnen und Patienten und der
Selbsthilfe chronisch kranker und behinderter Menschen malfigebli-
chen Organisationen die Feststellung, ob in einem nicht unterversorg-
ten Planungsbereich ein zusatzlicher lokaler Versorgungsbedarf be-
steht.”

Der Beschlussentwurf sieht im Falle des Einsatzes derselben Kriterien bei Abwei-
chung von Bundesvorgaben im Bedarfsplan und der Zulassung von Sonderbedarf
eine besondere Begrindungspflicht vor. Die BPtK halt eine ausdrickliche Regelung
der Begrundungspflicht auch in Anbetracht der ohnehin bestehenden allgemeinen
Begrundungspflicht fur sinnvoll. Die BPtK regt dabei im letzten Satz von § 35 Absatz
1 BPL-RL-Entwurf eine sprachliche Korrektur an. Die Formulierung im Entwurf be-
schreibt im Indikativ, was die Begriindung beinhaltet. Gemeint sein durfte aber eher
eine Vorgabe, was die Begriindung zu beinhalten hat oder beinhalten soll. Die BPtK

empfiehlt daher den Satz wie folgt zu fassen:

,Die Begrindung soll Ausfuhrungen zu den zur Verbesserung der

Versorgung bereits erfolgten Mal3hahmen beinhalten. ”
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Die Formulierung ,soll* gibt dariber hinaus dem Landesausschuss die Moglichkeit,
von Ausfihrungen zur Verbesserung der Versorgung bereits erfolgten Malinahmen

in atypischen Ausnahmefallen abzusehen.

In Absatz 4 sollte das ,Veranlassungsrecht® der Kassenarztlichen Vereinigungen, der
Landesverbanden, der Krankenkassen und der Ersatzkassen auf die zustandigen
Landesbehorden, die Landesarztekammern, die Landespsychotherapeutenkammern
und den maldgeblichen Patientenvertreter auf Landesebene erweitert werden und
sprachlich der Begriff ,auf Antrag® statt ,auf Veranlassung“ gewahlt werden (vgl. die
Ausflihrungen zu § 35 Absatz 1 BPL-RL-Entwurf).

2. Kriterien zur Prifung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs
(8 35 Absatz 5 Satz 1 BPL-RL-Entwurf)

Die BPtK halt eine Erganzung der Kriterien zur Prufung des zusatzlichen lokalen

Versorgungsbedarfs fur dringend notwendig.

a) Muttersprachliche Psychotherapie
Die BPtK halt es fur dringend erforderlich, den Versorgungsbedarf an fremdsprachli-

cher Psychotherapie anzuerkennen und Mdglichkeiten zu schaffen, ihn zu decken.

Psychotherapie ist im Vergleich zu anderen medizinischen Leistungen besonders
stark darauf angewiesen, personliche Empfindungen und Erfahrungen, scham- und
angstbesetzte Erinnerungen, Gedanken und Wunsche mit dem Psychotherapeuten
besprechen zu kdnnen. Dies setzt i. d. R. voraus, dass Patient und Psychotherapeut
dieselbe (Mutter-)Sprache sprechen, was im Normalfall gegeben ist. Wenn nicht, be-
steht zwar die Moglichkeit, dass einer von beiden in der Muttersprache des jeweils
anderen spricht, oder dass beide auf eine gemeinsam beherrschte Fremdsprache
ausweichen. Dieses kann die — insbesondere emotionale — Kommunikation und da-
mit den psychotherapeutischen Prozess beeintrachtigen. Unterschreiten die Sprach-
kenntnisse ein bestimmtes Niveau, wird Psychotherapie unmdglich. Diese Beson-
derheiten der Psychotherapie rechtfertigen es, den Sonderbedarfstatbestand auf

fremdsprachige Psychotherapie zu beschranken und nicht generell fur alle Leistun-
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gen die Behandlung in der Muttersprache als Anlass flr einen Sonderbedarf vorzu-

sehen.

Der Anteil von Migranten in der Bevolkerung variiert stark zwischen stadtischen und
landlichen Regionen bzw. Industrieregionen und Nicht-Industrieregionen. Er nimmt
mit der GemeindegroRe zu und ist i. d. R. in Gro3stadten am hochsten. Auch inner-
halb einzelner Planungsbereiche gibt es Variationen in der Haufigkeit. So sind bei-
spielsweise einzelne Stadtviertel durch einen besonders hohen Anteil von Migranten
oftmals einer bestimmten Herkunft charakterisiert. Die haufigsten Migrantengruppen
mit gleichzeitig hoher kultureller Distanz kommen aus der Turkei (2,5 Millionen Men-
schen mit Migrationshintergrund; Statistisches Bundesamt, 2010) und — etwas weni-

ger haufig — aus dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion.

Eine allgemeine Anpassung der Bedarfsplanungs-Richtlinie, beispielsweise Uber eine
Quote zur Regelung des Anteils von niedergelassenen Psychotherapeuten, die die
betreffenden Sprachen sprechen, wirde dazu fihren, dass sich mehrsprachige Psy-
chotherapeuten nicht zwingend in den Regionen mit hohem Bedarf bzw. innerhalb
dieser Regionen nicht am richtigen Ort (bzw. im richtigen Stadtbezirk) niederlassen.

Durch Sonderbedarfszulassungen kann dem Bedarf zielgerecht begegnet werden.

Auch die Rechtsprechung spricht nicht gegen die Schaffung eines Sonderbedarfstat-
bestands fur muttersprachliche Psychotherapie. In seinem Urteil vom 06.02.2008,
Az.: B 6 KA 40/06 R, fuhrt das Bundessozialgericht (BSG) aus, dass Behandlungen
auch in der Muttersprache der Versicherten durchgefiihrt werden kénnen. Den An-
spruch auf Ermachtigung einer Psychotherapeutin lehnte das Gericht in dem ent-
schiedenen Fall ab, weil die Bedarfsplanungs-Richtlinie keinen solchen Tatbestand
vorsah und sich ohne eine solche Regelung nach der Auffassung des BSG keine
Verpflichtung zur Ermachtigung ableiten lies. Genau eine solche Regelung sollte jetzt

geschaffen werden.

Daher sollten in § 35 Absatz 5 Nummer 1 BPL-RL-Entwurf nach dem Komma die
Worter
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einschlielllich des Anteils an Menschen mit einer anderen Mutter-

sprache als deutsch”
eingefligt werden und in Nummer 4 nach dem Komma die Wérter

seinschliel3lich des Angebots an Psychotherapie in einer bestimmten

Fremdsprache,”.

b) Einhaltung von Wartezeiten im Regel- und im Ausnahmefall

Gemal § 75 Absatz 1 Satz 4 SGB V mussen die Partner der Gesamtvertrage zu-
kinftig regeln, welche Zeiten im Regel- und Ausnahmefall noch eine zeitnahe fach-
arztliche Versorgung darstellen. Nach § 75 Absatz 1 Satz 2 SGB V umfasst die Si-
cherstellung zukinftig auch, dass die facharztliche Versorgung zeitnah gewahrleistet
wird. Eine Nichteinhaltung der festgelegten Wartezeiten zeigt auf, dass der Sicher-

stellungsauftrag nicht erfallt wird.

Um die Erfullung des Sicherstellungsauftrages zu ermdglichen, ist es also erforder-
lich, die Moglichkeit von Sonderbedarfszulassungen vorzusehen, wenn die Wartezei-
ten nicht eingehalten werden. Wird keine Moglichkeit von Sonderbedarfszulassungen
geschaffen, so besteht die Gefahr, dass die Vorgaben zu angemessenen Wartezei-
ten regelmafig und dauerhaft Uberschritten werden und damit zugleich der Sicher-
stellungsauftrag dauerhaft nicht erfullt werden kann. Aus diesem Grund halt die BPtK
einen Tatbestand zur Zulassung bei Uberschreitung der festgelegten Wartezeiten fur
dringend erforderlich. Die BPtK schlagt hierzu vor, eine Nummer 7 in § 35 Absatz 5
Satz 1 BPL-RL-Entwurf einzufligen:

»7. Die Nichteinhaltung der in den Gesamtvertragen gemal § 75 Ab-
satz 1 Satz 4 SGB V festgelegten Zeiten, die noch eine zeitnahe fach-

arztliche Versorgung darstellen.*

3. Versorgungskonstellation (8 35 Absatz 5 Satz 2 BPL-RL-Entwurf)

§ 35 Absatz 5 Satz 2 BPL-RL-Entwurf sollte gestrichen werden. Durch ihn soll nach
den Tragenden Grinden des Beschlussentwurfs ,das mogliche Anwendungsspekt-
rum des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs beschrieben® werden. Die Aufzah-

lung sei dabei nicht abschlieRend. Sie soll dem Landesausschuss lediglich als Orien-
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tierung und Unterstlitzung sowie als Hilfestellung dienen. Die Formulierung tragt je-
doch mehr zur Verwirrung als zur Klarstellung bei. Nach der Formulierung soll sich
die Prufung eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs bereits auf die genann-
ten Versorgungskonstellationen beziehen. Das ergibt wenig Sinn. Zunachst einmal
muss gepruft werden, ob ein Versorgungsbedarf besteht und in einem zweiten Schritt
konnten dann die MalRnahmen identifiziert werden, die zur Beseitigung der Versor-

gungslicke sinnvoll sind.

Dartber hinaus ist fraglich, durch welche Vorschrift der G-BA ermachtigt ist, dem
Landesausschuss bestimmte Versorgungskonstellationen vorzugeben, die bei einer
Prafung berucksichtigt werden sollen — zumal durch die Vorschrift das Handlungs-
spektrum des Landesausschusses eingeschrankt werden kénnte. Nach den Ausfih-
rungen in den Tragenden Grinden des Beschlussentwurfs auf Seite sieben unten
wird der Eindruck erweckt, die in dem Satz genannten Malihahmen seien prinzipiell
vorrangig zu berucksichtigen. Grundsatzlich obliegt es zudem nicht dem Landesaus-
schuss, Beschllsse zur Forderung einzelner Leistungen zu treffen. Es ist nicht nach-
vollziehbar, weshalb bereits bei der Prifung eines Versorgungsbedarfes die Frage
miteinbezogen werden soll, ob bestimmte Leistungen oder Konstellationen gefoérdert
werden, wenn bei der Prafung noch gar nicht klar ist, ob dies der Fall sein wird. Er-
machtigungsgrundlage (vgl. hierzu die Ausflihrung unter 1.) ist § 100 Absatz 3 SGB
V — sowohl nach dem Gesetz als auch nach den Ausflihrungen in den Tragenden
Grunden des Beschlussentwurfs. Dieser ermachtigt nicht zur Forderung einzelner
MaRnahmen. Eine Einbeziehung dieser Uberlegungen in die Frage, inwiefern Ver-

sorgungsbedarf Gberhaupt vorliegt, ist nicht nachvollziehbar.

4. Begrenzung der Feststellung eines Bedarfs (8 35 Absatz 6 BPL-RL-
Entwurf)

Nach § 35 Absatz 6 BPL-RL-Entwurf sind die Feststellungen eines zusatzlichen Be-
darfs auf maximal fiinf Prozent der Arzte einer Arztgruppe in einem KV-Bezirk zu be-
ziehen. Diese Vorgabe ist willkurlich und damit rechtswidrig. Wenn ein Versorgungs-
bedarf besteht, so kann dieser nicht deshalb infrage gestellt werden, weil er sich
oberhalb eines bestimmten Prozentsatzes bewegt. Die Festlegung der Hohe von funf

Prozent wird in den Tragenden Grinden des Beschlussentwurfs wie folgt begrindet:

Seite 10 von 18



( BPIK

BundesPsychotherapeuten Kammer

LSunter Berucksichtigung der derzeitigen Haufigkeiten von Feststellun-
gen eines zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs und der zu erwar-
tenden notwendigen regionalen Steuerung bewertet der G-BA einen

Grenzwert in H6he von fiinf Prozent als sachgerecht.”

Ob zukunftig ein Versorgungsbedarf besteht und in welcher Hohe, hangt nicht davon
ab, wie das in der Vergangenheit war. Insofern ist die Heranziehung der derzeitigen
Haufigkeiten von Feststellungen eines Bedarfs zur Deckelung zuklnftiger Feststel-
lungen kein sachgerechtes Kriterium. Aufgrund der unterschiedlichen Gréfde und
Versorgungslage ist eine einheitliche Hochstgrenze in Bezug auf die KV-Region nicht
sachgerecht. Mit einer solchen Regelung wurde der G-BA den ihm als Normgeber
eingeraumten Einschatzungsspielraum Uberschreiten. Dartiber hinaus fehlt es bereits
an einer Ermachtigungsgrundlage fir den G-BA, notwendigen Versorgungsbedarf

der H6he nach zu begrenzen.

5. Prifung des Landesausschusses (8 35 Absatz 7 BPL-RL-Entwurf)

Die BPtK regt an, nicht nur den Gremien nach § 90a SGB V ein Stellungnahmerecht
einzuraumen, sondern ebenfalls den Landesarztekammern, den Landespsychothe-
rapeutenkammern und den Patientenvertretern. Zur Begriindung kann auf die Aus-

fuhrungen zu § 35 Absatz 1 und Absatz 4 BPL-RL-Entwurf verwiesen werden.

IV. Zulassungstatbesténde fur Sonderbedarf

Die BPtK regt sowohl Anderungen beim allgemeinen Tatbestand zur Zulassung als

auch bei den Kriterien fur die Feststellung von Sonderbedarf an.

1. Allgemeiner Zulassungstatbestand (8 36 Absatz 1 BPL-RL-Entwurf)

§ 36 Absatz 1 Satz 1 BPL-RL-Entwurf stellt klar, dass auch bei Zulassungsbeschran-
kungen Sonderbedarfszulassungen erteilt werden durfen. Hier kann sprachlich Uber-
legt werden, ob statt des Verbs ,durfen® das ubliche Wort ,kénnen® gewahlt wird.
Dieses Wort signalisiert Ermessen der Zulassungsausschusse besser als das Verb
,2durfen, das an eine Erlaubnis erinnert. Die Formulierung ,durfen® ist in diesem Kon-

text zwar bisher in der Bedarfsplanungs-Richtlinie enthalten gewesen, aber sonst in
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diesem Zusammenhang eher unulblich. Nach Satz 2 der Vorschrift ist der Sonderbe-
darf festzustellen. Der Regelungsgehalt von Satz 3 erschlief3t sich nur schwer. Da-
nach ,bedeutet” die Feststellung des Sonderbedarfs ,die ausnahmsweise Zulassung

eines zusatzlichen Vertragsarztes.”

Nach Satz 1 der Vorschrift darf die Zulassung erteilt werden, was dann insbesondere
in Verbindung mit den Vorschriften des SGB V und der Zulassungsverordnung fur
Arzte zu erfolgen hat. Nach Satz 2 ist gleichzeitig eine Feststellung zum Sonderbe-
darf zu treffen. Es ist nicht klar, was mit der Aussage, dass die Feststellung des Son-
derbedarfs eine Zulassung ,bedeutet®, geregelt werden soll. Anstelle des derzeitigen
dritten Satzes empfiehlt die BPtK klarzustellen, dass die Zulassung zu erteilen ist,
wenn sie zur Deckung eines vom Landesausschuss bereits festgestellten zusatzli-
chen lokalen Versorgungsbedarfs notwendig ist. Damit ware zugleich klargestellt,
dass der Zulassungsausschuss verpflichtet ist, Zulassungen zu erteilen, soweit sie
zur Deckung des bereits vom Landesausschuss festgestellten zusatzlichen lokalen
Versorgungsbedarfs notwendig sind. Damit wirde auch ausgeschlossen, dass der
Zulassungsausschuss nach dem Landesauschuss erst eine erneute Feststellung
zum Versorgungsbedarf treffen muss, bevor er notwendige Zulassungen erteilen
kann. Eigene Feststellungen des Zulassungsausschusses blieben aber mdglich. Da-

bei sollte wie folgt formuliert werden:

,Die Zulassung ist zu erteilen, wenn sie zur Deckung eines bereits
vom Landesausschuss festgestellten zusatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfs erforderlich ist.”

2. Aufhebung von Zulassungsbeschrankungen (8 35 Absatz 2 BPL-RL-
Entwurf)

Die bisherige Regelung, wonach die mit der Sonderbedarfszulassung einhergehen-
den Beschrankungen wegfallen sollen, wenn die Zulassungsbeschrankungen im
Planungsbereich enden, soll aufgehoben werden. Der Praxisinhaber soll darauf ver-
wiesen werden, dass er ,regular‘ eine Zulassung beantragen kann. Dies wird damit
begrindet, dass damit die ,Privilegierung“ von Inhabern einer Sonderbedarfszulas-
sung beseitigt werden soll. Dies ist wenig Uberzeugend. Die Inhaber einer Sonderbe-
darfszulassung sind gegenuber den Inhabern einer ,regularen Zulassung“ gerade
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durch die Beschrankungen benachteiligt. Es handelt sich somit nicht um einen privi-
legierten Zugang, sondern um einen Zugang mit Einschrankungen. Die Zulassungen
erfolgen auch nicht zur Privilegierung einzelner Arzte und Psychotherapeuten, son-
dern weil ansonsten ein vorhandener Versorgungsbedarf nicht gedeckt werden kann.
Daher ist eine Aufhebung der Einschrankungen bei Wegfall der Zulassungsbe-
schrankungen, wie ihn das geltende Recht vorsieht, nicht nur gerechtfertigt, sondern
auch sinnvoll. Wurden die Inhaber von Sonderzulassungen auf das ,regulare” Ver-
fahren verwiesen, so wurde dies nur zu burokratischem Mehraufwand eines vollstan-
digen Zulassungsverfahrens fihren. Damit kdnnte aber nur erreicht werden, was oh-
nehin rechtlich geboten ist: Die Aufhebung der nicht mehr gerechtfertigten mit der
Sonderbedarfszulassung verbundenen Einschrankungen gegenuber der ,regularen®
Zulassung. Die Einschrankungen missen ohnehin aufgehoben werden, da der mit
ihnen verbundene Eingriff in die Berufsfreiheit nach Artikel 12 Absatz 1 GG nicht
mehr durch Zulassungsbeschrankungen gerechtfertigt ist. Die BPtK schlagt vor, § 36
Absatz 2 Satz 3 BPL-RL-Entwurf durch folgenden Satz zu ersetzten:

,Die Beschrédnkungen nach Satz 1 enden, wenn der Landesausschuss
fur den entsprechenden Planungsbereich feststellt, dass eine Uber-
versorgung geméall § 103 Absatz 1 und 3 SGB V nicht mehr besteht.”

3. Mindestbedingung fur die Feststellung von Sonderbedarf (8 36 Absatz
3 BPL-RL-Entwurf)

Aus Sicht der BPtK ist eine Erganzung der als Mindestbedingungen bezeichneten
Kriterien fur die Feststellung von Sonderbedarf erforderlich. Dadurch kann es der
Kassenarztlichen Vereinigung ermoglicht werden, ihren Sicherstellungauftrag wieder
zu erfullen (vgl. die Ausflihrungen unter lll. 2. b)). Zudem sollten Zulassungen in den
Planungsbereichen ermdglicht werden, in denen aufgrund der durch den Mindestver-
sorgungsanteil fir psychotherapeutisch tatige Arzte blockierten Sitze noch nicht ein-
mal die eigentlich vorgesehene Zahl an Zulassungen erreicht werden kann. In Ziffer

1 sollten dazu folgende Satze angefiigt werden:

L,von einer unzureichenden Versorgungslage ist auszugehen, wenn
die gemalR 8§ 75 Absatz 1 Satz 4 SGB V vereinbarten Zeiten, die im

Seite 13 von 18



( BPIK

BundesPsychotherapeuten Kammer

Regel- und im Ausnahmefall noch eine zeitnahe facharztliche Versor-
gung darstellen, Gberschritten werden. Gleiches gilt, wenn der fakti-
sche Versorgungsgrad im Planungsbereich 110 Prozent nicht er-

reicht.”

Die im Vorschlag von ,KBV/GKV-Spitzenverband® vorgesehene Formulierung in Zif-
fer 2, wonach den Auswirkungen auf bestehende Versorgungsstrukturen eine hohere
Bedeutung als den anderen Kriterien beigemessen wird, ist nicht erforderlich. Selbst-
verstandlich sind die Auswirkungen auf bestehende Versorgungsstrukturen zentral
und entscheidend. Sie sind aber nicht entscheidender als andere strukturelle Min-
destbedingungen. Die BPtK halt daher eine Gleichgewichtung der Kriterien fur sinn-

voll und schlagt vor, den Halbsatz wie folgt zu formulieren:

,dabei sind die Auswirkungen auf bestehende Versorgungsstrukturen

zu berticksichtigen.”

4. Ermittlung des Versorgungsbedarfs (8 36 Absatz 4 BPL-RL-Entwurf)

Die BPtK empfiehlt in § 36 Absatz 4 Satz 2 BPL-RL-Entwurf das Wort ,soll“ durch
.kann“ zu ersetzen. Es ist nicht zielfihrend, wenn der Zulassungsausschuss ver-
pflichtet wird, geografische Informationen, die die raumlichen Interaktionen zwischen
Arzten und Patienten abbilden, zu verwenden. ,Soll“ im rechtlichen Sinne ist mit
,muss” gleichzusetzen, es sei denn, es liegt ein atypischer Ausnahmefall vor. Eine
solche Verpflichtung kann dazu fihren, dass von Feststellungen abgesehen werden
muss, obwohl der Bedarf klar erkennbar ist, weil beispielsweise dem Zulassungsaus-
schuss (noch) kein solches Informationssystem zur Verflugung steht. Auch muss ein
solches Informationssystem nicht zwingend geeignet sein. Die Formulierung im Be-
schlussentwurf und in den Tragenden Griinden des Beschlussentwurfs lassen darauf
schlielen, dass der G-BA ein konkretes System vor Augen hat: die kleinraumige Be-
darfsanalyse der Kassenarztlichen Bundesvereinigung (KBV). Damit wirde die Vor-
schrift dazu fuhren, dass Zulassungen zwingend vom zur Verflgung stellen des
kompletten Systems an jeden Zulassungsausschuss oder ggf. im Rahmen der in den
Tragenden Grinden erwahnten Amtshilfe von der Bearbeitungsmaoglichkeit, den Ka-
pazitaten und der Bearbeitungsgeschwindigkeit der KBV abhangig waren. Das ist
nicht zielfGhrend. Daher sollte der Zulassungsausschuss nach pflichtgemalem Er-
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messen frei entscheiden kénnen, ob der Einsatz eines solchen Systems flr die mal3-

gebliche Fragestellung sinnvoll und notwendig ist.

Es ist aus Sicht der BPtK zudem sinnvoll, im Regelungstext von § 36 Absatz 4 BPL-
RL-Entwurf ausdricklich vorzusehen, dass die Patientenperspektive mit einge-
schlossen werden muss. Letztlich geht es bei der Bedarfsplanung und der Frage der
Sonderbedarfszulassung um die Sicherstellung der Versorgung. Die Patientenper-
spektive ist daher zwingend miteinzubeziehen. Da dieser Aspekt so zentral ist, halt
die BPtK es auch fur sinnvoll, ihn — wie von der Patientenvertretung gefordert — aus-

dricklich im Richtlinientext zu erwahnen.

5. Nichtanwendbarkeit gesetzlicher Vorschriften

§ 36 Absatz 7 BPL-RL-Entwurf ordnet die Nichtanwendbarkeit gesetzlicher Vorschrif-
ten an. Das ist rechtlich nicht moglich. Eine untergesetzliche Norm kann vereinfacht
gesprochen nicht erklaren, dass das Gesetz nicht gilt. Entweder wird die hier vorlie-
gende Konstellation der Nachbesetzung einer Praxis, dessen Inhaber die Zulassung
aufgrund von Sonderbedarf erhalten hat, von § 103 Absatz 4 SGB V in Verbindung
mit Absatz 3a erfasst oder nicht. Dem G-BA kommt keine Kompetenz zu, gesetzliche
Vorschriften fir nicht anwendbar zu erklaren. Soweit hier das Bedlirfnis besteht, eine
Rechtsauffassung zu aulern, so kdnnte diese in den Tragenden Grinden an geeig-

neter Stelle eingeflgt werden.

V. Ergadnzende Vorgaben zum qualifikationsbezogenen Sonderbe-
darf (8 37 BPL-RL-Entwurf)

Die Bezeichnungen der verschiedenen Arten besonderer Qualifikationen in § 37 Ab-
satz 2 BPL-RL-Entwurf scheinen wortgleich aus der alten Richtlinie Ubernommen
worden zu sein, ohne zwischenzeitlich eingetretene Veranderungen zu berucksichti-
gen, und auch mit den Vorgaben der (aktuell geltenden) Muster-Weiter-

bildungsordnung fiir Arzte nicht (ibereinzustimmen.
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1. Weiterbildungsordnungen der Psychotherapeutenkammern

,Fakultative Weiterbildung“ scheint nach der Muster-Weiterbildungsordnung der Arz-
te eine Uberholte Bezeichnung zu sein. Die Einschrankung bei der Zusatzweiterbil-
dung, wonach diese einen qualifikationsbezogenen Sonderbedarf nur begrinden
kann, wenn sie ,den vorgenannten Qualifikationen® gleich steht, ist unverstandlich.
Bezieht sich das Gleichstehen auf eine Schwerpunktbezeichnung, die in Satz 1 ge-

nannt wird, so wird dies wohl nie der Fall sein.

Die Weiterbildungsordnungen der Psychotherapeutenkammern werden nicht er-
wahnt. Nach der Muster-Weiterbildungsordnung fur Psychotherapeuten sind Psycho-
therapeuten nach erfolgreichem Abschluss der Weiterbildung befugt, die entspre-
chende Zusatzbezeichnung zu flhren. Nach der Terminologie der Muster-
Weiterbildungsordnung fur Psychotherapeuten handelt es sich aber nicht um ,eine
Zusatzbezeichnung einer fakultativen Weiterbildung®, sondern schlicht um eine Zu-
satzbezeichnung. Dennoch besteht kein Zweifel daran, dass — um ein aktuelles Bei-
spiel zu nennen — aufgrund der Zusatzbezeichnung ,Klinische Neuropsychologie®,

Sonderbedarfszulassungen erteilt werden kdnnen.

2. Versorgungsbedarf mit Psychotherapie bei Kindern und Jugendlichen

Bei Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten besteht die Besonderheit, dass die-
se ihre Qualifikation nicht im Rahmen einer Weiterbildung erhalten, sondern dies
Kern ihrer Ausbildung nach dem Studium ist, mit der sie — so wie Arzte mit ihrer Ge-
bietsweiterbildung — die Fachkunde erwerben. Hier sieht der Entwurf in Absatz 2 eine
inhaltliche ,Gleichsetzung”“ einer psychotherapeutischen Berufsbezeichnung mit einer
Schwerpunktbezeichnung nach der arztlichen Muster-Weiterbildungsordnung vor. Es
stellt sich die Frage, warum eine Gleichsetzung mit einer ,arztlichen Schwerpunktbe-
zeichnung“ vorgenommen werden soll, zumal nach § 37 Absatz 2 Satz 1 BPL-RL-
Entwurf nicht die Schwerpunktbezeichnung fir die Qualifikation mafRgeblich sein soll,

sondern der ,Inhalt des Schwerpunktes®.

Es ist dabei sehr zu begrufien, dass ein Bedarf fur die Versorgung von Kindern und
Jugendlichen mit Psychotherapie erkannt und eine Regelung geschaffen werden soll,

die es ermdglicht, den Bedarf zu decken. Ebenso ist zu Recht festgehalten, dass
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nicht nur Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in der Lage sind, diesen Be-
darf zu decken, sondern auch entsprechend qualifizierte Psychologische Psychothe-
rapeuten. Ob Arzte, die nach § 5 Absatz 4 der Psychotherapievereinbarung qualifi-
ziert sind, Kinder und Jugendliche psychotherapeutisch zu behandeln, von § 37 Ab-
satz 2 Satz 1 oder 2 BPL-RL-Entwurf erfasst werden, kann seitens der BPtK nicht
abschlie®end beurteilt werden. Besteht der Sonderbedarf darin, dass Kinder und Ju-
gendliche beispielsweise psychotherapeutisch behandelt werden mussen, so mus-
sen auch alle Berufsgruppen, die die dazu erforderlichen Qualifikationen haben, in
die Lage versetzt werden, eine Sonderbedarfszulassung zur Deckung des Bedarfs

zu erhalten.

3. Qualifikation maf3geblich

Entscheidend fur die Frage, wann eine Sonderbedarfszulassung erteilt werden kann,
ist, ob die Qualifikation, mit der der Sonderbedarf gedeckt werden kann, klar ab-
grenzbar ist. Die BPtK schlagt vor diesem Hintergrund eine Fassung von § 37 Absatz
2 BPL-RL-Entwurf vor, die sich nicht auf die Nennung von Beispielen beschrankt,
sondern in allgemein verstandlicher Weise die Notwendigkeit ausdrickt. § 37 Absatz

2 BPL-RL-Entwurf sollte daher wie folgt formuliert werden:

,Eine besondere Qualifikation im Sinne von Absatz 1 ist anzunehmen,
wenn zur Deckung des Sonderbedarfs bestimmte Leistungen erbracht
werden mussen, die an bestimmte in Richtlinien des Gemeinsamen
Bundesausschusses oder im Bundesmantelvertrag festgelegte Quali-
fikationen gebunden sind.“

Dadurch werden alle relevanten Falle abgedeckt und die Nennung verschiedener
Beispiele in der Terminologie unterschiedlicher Weiterbildungsordnungen und Ge-
setze erlbrigt sich. Damit ist noch nicht gesagt, dass der entsprechende Bedarf be-
steht. Dieser muss nach § 37 Absatz 3 BPL-RL-Entwurf geprift werden. Sollte ent-
gegen dieses Vorschlags daran festgehalten werden, die Qualifikationen in Bezug
auf die Weiterbildung naher zu beschreiben, so musste mit Blick auf die Weiterbil-
dungsordnungen der Psychotherapeutenkammern allein auf die Zusatzbezeichnung
ohne den Zusatz ,einer fakultativen Weiterbildung“ Bezug genommen werden. Der

Seite 17 von 18



Stellungnhahme BPtK

BundesPsychotherapeuten Kammer

Vorschlag der Patientenvertreter sieht dies vor, in dem er durch ein Komma die Zu-
satzbezeichnung von der fakultativen Weiterbildung trennt. Mit Blick auf Sonderbe-
darf fur die Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit Psychotherapie musste
auf die Psychotherapievereinbarung als Bestandteil des Bundesmantelvertrages Be-

zug genommen werden.
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Anlage 4 zu den Tragenden Grinden zur Neuregelung 8 35 und § 36 ff. BPL-RL

Stellungnahmen
zum Entwurf einer Anderung der Richtlinie tiber die Bedarfsplanung sowie die MaRstébe zur Fest-

stellung von Uberversorgung und Unterversorgung in der vertragsarztlichen Versorgung
(Bedarfsplanungs-Richtlinie):
Neuregelung Zusétzlicher lokaler Versorgungsbedarf und Sonderbedarf

Zusammenfassung und Wirdigung der Stellungnahmen
gemaf § 91 Abs. 5 SGB V
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l. Erlauterung zum Stellungnahmeverfahren

GemalR § 91 Abs. 5 SGB V wurde der Bundesarztekammer und der Bundespsychotherapeuten-
kammer Gelegenheit gegeben, zum Entwurf der Neuregelung des zusatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfs und des Sonderbedarfs Stellung zu nehmen, soweit deren Belange durch die Richt-
linie berthrt sind.

Das Stellungnahmeverfahren wurde am 10. April 2013 eingeleitet, die Frist fir die Einreichung von
schriftlichen Stellungnahmen endete am 8. Mai 2013. Die Anhérung zum Entwurf der Neuregelun-
gen fand am 13. Mai 2013 statt.

Il. Schriftliche Stellungnahmen

Von folgenden stellungnahmeberechtigten Organisationen wurden schriftliche Stellungnahmen
vorgelegt (in der Reihenfolge ihres Eingangs):

Bundeséarztekammer (BAK) 6. Mai 2013

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 6. Mai 2013

Der Inhalt der schriftlichen Stellungnahmen wurde in tabellarischer Form zusammengefasst und in
fachlicher Diskussion im zustandigen Unterausschuss Bedarfsplanung beraten und ausgewertet
(siehe folgende Tabelle).



Zusammenfassung und Wirdigung der schriftlichen Stellungnahmen gemaf 8 91 Abs. 5 SGB V zur Neuregelung des zuséatzlichen lokalen Versor-

gungsbedarfs und Sonderbedarfs

Ande-
Lfd Stellung- rggrg
. | nehmende Inhalt der Stellungnahme Begrindung und Richtli- Wardigung der
N Organisati- Quellenangabe e Stellungnahme
"1 on/Datum
Ja/
Nein)
la |Bundeséarz- |8 35 zusatzlicher lokaler Versorgungsbedarf Nein |Eine Evaluation der Neuregelungen
tekammer §8 36 ff. Sonderbedarf wird als selbstverstéandlich angese-
(BAK) / Durch die Neuregelungenwerden verschiedene Még- | Inwieweit die unterschied- hen. ) _ _
06.05.2012 |jichkeiten, Besonderheiten der Versorgungssituation zu |lichen MaRnahmen sinn- Gemal dem 1. Kapitel 2. Abschnitt
beriicksichtigen und zu korrigieren. Die Bundeséarzte- | voll ineinandergreifen, § 7 Absatz 4 der Verfahrensordnung
kammer empfiehlt, die Geeignetheit der Neuregelungen |kann von der BAK zum des G-BA besteht eine generelle
zu einem spéteren Zeitpunkt einer Priifung zu unterzie- |jetzigen Zeitpunkt, zumal Uberprufungspflicht hinsichtlich der
hen. auch die Umsetzung der Auswirkungen der getroffenen Ent-
zum 01.01.2013 in Kraft scheidungen.
getretenen Bedarfspla-
nungs-Richtlinie noch nicht
abgeschlossen ist, nicht
beurteilt werden.
1b § 37 Absatz 2 Warum ist eine besondere Ja Wird geprift, bereits erworbene

Die Differenzierung in 8 37 Abs. 2 zwischen den unter-
schiedlichen Weiterbildungsbezeichnungen ist nicht
nachvollziehbar.

Die Bezeichnungen fakultative Weiterbildung und Fach-
kunde der (Muster-) Weiterbildungsordnung 1992 ent-
stammen und nicht in die (Muster-
)Weiterbildungsordnung 2003 aufgenommen wurden.

Qualifikation bei Schwer-
punkten, fakultativen Wei-
terbildungen und Fach-
kunden anzunehmen,
wahrend eine besondere
Quialifikation bei Zusatz-
Weiterbildungen und
Facharztbezeichnungen in
Gebieten mit mehreren
Facharztkompetenzen
vorliegen kann? Sofern
keine sachlichen Griinde
eine entsprechende Diffe-
renzierung begriinden,
regen wir eine sprachliche
Vereinheitlichung an.

.alte® Bezeichnung missen weiter-
hin bertcksichtigt werden.




Zusammenfassung und Wirdigung der schriftlichen Stellungnahmen gemaf 8 91 Abs. 5 SGB V zur Neuregelung des zuséatzlichen lokalen Versor-

gungsbedarfs und Sonderbedarfs

Ande-
Lfq| Stellung- . dor -
. ”ehm.e”d‘? Inhalt der Stellungnahme Begrindung und Richtli- Wirdigung der
NI Organisati- Quellenangabe A Stellungnahme
on / Datum
Ja/
Nein)
2a |Bundespsy- |ll. Rechtsgrundlage Beschlossene Richtlinien Nein |Kein Widerspruch ersichtlich zwi-
chothera- Dem G-BA steht keine allgemeine Befugnis zur Nor-|Sind untergesetzliche schen den Ausfuihrungen in den
peutenkam- | menkonkretisierung zu. Klarstellung in Einleitung der|Normen. Fur jede vom G- TrGr und der Rechtslage. Es wird
mer (BPtK) | Tragenden Griinde. BA erlassene Regelung nicht in Abrede gestellt, dass die
06.05.2013 bedarf es einer Erméchti- Richtlinien des G-BA sich an héher-
gungsgrundlage, aus der rangigem Recht bemessen lassen
gemaf Artikel 80 Absatz 1 missen. 8 36 Abs. 7 letzter Satz
Grundgesetz (GG) analog, enthalt eine deklaratorische Klarstel-
Inhalt, Zweck und Ausmafd lung, dass die betreffende Regelung
der Erméachtigung hervor- des SGB V keine Anwendung findet.
gehen missen._Jede Re- Aufgrund der Relevanz fiir die prak-
gelung des G-BA ist an tische Anwendung der Richtlinie
verfassungsrechtlichen bedarf es einer Klarstellung im
und gesetzlichen Vorga- Richtlinientext selbst.
ben zu messen, wobei
dem G-BA als Normgeber
eine Einschatzungs-
prarogative zukommt. Ins-
besondere ist hinsichtlich
des Inhalts jeder einzelnen
Regelung zu prifen, ob
dieser von der Ermé&chti-
gungsgrundlage gedeckt
ist. Auch kénnen unterge-
setzliche Normen eine
gesetzliche Norm nicht fir
unanwendbar erklaren, wie
im Entwurf vorgesehen.
2b § 35 Absatz 1 und 4 (Antragsberechtigte) Nein |Der Kreis der Antragsberechtigten

§ 35 Absatz 1, Satz 1

Der Beschlussentwurf sieht vor, dass der Landesaus-
schuss — mit Ausnahme des Vorliegens von Unterver-

Gesetzgeber und G-BA
haben  Beteiligung im

entspricht den gesetzlichen Vorga-
ben im SGB V und der Arzte-ZV.




Zusammenfassung und Wirdigung der schriftlichen Stellungnahmen gemaf 8 91 Abs. 5 SGB V zur Neuregelung des zuséatzlichen lokalen Versor-

gungsbedarfs und Sonderbedarfs

Lfd

Nr.

Stellung-
nehmende
Organisati-
on / Datum

Inhalt der Stellungnahme

Begrindung und
Quellenangabe

Ande-
rung
der
Richtli-
nie
Ja/
Nein)

Wiirdigung der
Stellungnahme

sorgung nach 8§ 35 Absatz 3 Bedarfsplanungs-
Richtlinie-Entwurf (BPL-RL-Entwurf) — nur auf ,Veran-
lassung der Kassenarztlichen Vereinigung, eines Lan-
desverbandes der Krankenkassen oder einer Ersatz-
kasse" tatig wird. Dies ist nicht sachgerecht.

Formulierungsvorschlag:

.Nach § 100 Absatz 3 SGB V trifft der Landesausschuss
der Arzte und Krankenkassen auf Antrag der Kassen-
arztlichen Vereinigung, eines Landesverbandes der
Krankenkassen, einer Ersatzkasse, der zustandigen
Landesbehorde, der Landeséarztekammer, der Landes-
psychotherapeutenkammer oder einer der auf Landes-
ebene fur die Wahrnehmung der Interessen der Patien-
tinnen und Patienten und der Selbsthilfe chronisch
kranker und behinderter Menschen maf3geblichen Or-
ganisationen die Feststellung, ob in einem nicht unter-
versorgten Planungsbereich ein zusatzlicher lokaler
Versorgungsbedarf besteht.”

§ 35 Absatz 1 letzter Satz
Der Beschlussentwurf sieht im Falle des Einsatzes der-

Rahmen der Bedarfspla-
nung ausgeweitet. Die
BPtK regt an, den Sach-
verstand der zustandigen
Landesbehérde und der
Heilberufekammern sowie
der Patientenvertreter
miteinzubeziehen und
ihnen ein Antragsrecht zu-
zubilligen.

Die Formulierung im Ent-

Nein Entspricht der Empfehlung des Bun-
desministeriums der Justiz im Hand-

buch der Rechtsformlichkeiten

wurf beschreibt im Indika-
tiv, was die Begriindung

selben Kriterien bei Abweichung von Bundesvorgaben
im Bedarfsplan und der Zulassung von Sonderbedarf

eine besondere Begriindungspflicht vor. Die BPtK halt
eine ausdriickliche Regelung der Begriindungspflicht
auch in Anbetracht der ohnehin bestehenden allgemei-
nen Begrindungspflicht fir sinnvoll.

Formulierungsvorschlag:

.Die Begrindung soll Ausfuhrungen zu den zur Verbes-
serung der Versorgung bereits erfolgten MalRnahmen
beinhalten.”

beinhaltet. Gemeint sein
durfte aber eher eine Vor-
gabe, was die Begrindung
zu beinhalten hat oder
beinhalten soll. Die Formu-
lierung ,soll* gibt dartiber
hinaus dem Landesaus-
schuss die Mdglichkeit,
von Ausfiihrungen zur
Verbesserung der Versor-

(Randnummer 83)




Zusammenfassung und Wirdigung der schriftlichen Stellungnahmen gemaf 8 91 Abs. 5 SGB V zur Neuregelung des zuséatzlichen lokalen Versor-
gungsbedarfs und Sonderbedarfs

Ande-
rung

Begrindung und Ri((j:ﬁili- Wiirdigung der

Quellenangabe Stellungnahme

Stellung-
Life nehmende
Organisati-
on / Datum

Inhalt der Stellungnahme
nie
Ja/

Nein)

Nr.

gung bereits erfolgten
MalRnahmen in atypischen
Ausnahmeféllen abzuse-
hen.

§ 35 Absatz 4
Das ,Veranlassungsrecht* der Kassenarztlichen Verei- Nein Im Sinne der Birokratievermeidung
nigungen, der Landesverbanden, der Krankenkassen ist kein formliches Antragsverfahren
und der Ersatzkassen soll auf die zustandigen Landes- intendiert. Das bisherige Verfahren
behorden, die Landesarztekammern, die Landespsy- hat sich in der Praxis bewahrt.
chotherapeutenkammern und den malRgeblichen Pati-
entenvertreter auf Landesebene erweitert werden und
sprachlich der Begriff ,auf Antrag” statt ,auf Veranlas-
sung“ gewahlt werden

Vgl. oben

2c 8 35 Absatz 5 Satz 1

Die BPtK halt eine Ergdnzung der Kriterien zur Prifung
des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs fur drin-
gend notwendig.

a) Muttersprachliche Psychotherapie Psychotherapie ist im Ver- |Nein Die Richtlinienregelung entspricht

Formulierungsvorschlag: gleich zu anderen medizi- der geltenden Rechtsprechung des
nischen Leistungen be- BSG.

In § 35 Absatz 5 Nummer 1 sollten nach dem Komma |SOnders stark darauf an-
die Wérter gewiesen, personliche

seinschlielich des Anteils an Menschen mit einer an- Empfindungen und Erfah-
rungen, scham- und

deren Mutter-sprache als deutsch* :

. . ) angstbesetzte Erinnerun-
eingefligt werden und in Nummer 4 nach dem Komma gen, Gedanken und Wiin-
die Worter sche mit dem Psychothe-
»einschlief3lich des Angebots an Psychotherapie in einer | rapeuten besprechen zu
bestimmten Fremdsprache,*. kénnen. Dies setzti. d. R.
voraus, dass Patient und
Psychotherapeut dieselbe
(Mutter-)Sprache spre-
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chen, was im Normalfall
gegeben ist. Andernfalls
kann die — insbesondere
emotionale — Kommunika-
tion und damit der psycho-
therapeutischen Prozess
beeintrachtigt bzw. unmog-
lich gemacht werden.

Eine allgemeine Anpas-
sung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie, beispielsweise
Uber eine Quote zur Rege-
lung des Anteils von nie-
dergelassenen Psychothe-
rapeuten, die die betref-
fenden Sprachen spre-
chen, wirde dazu fuhren,
dass sich mehrsprachige
Psychotherapeuten nicht
zwingend in den Regionen
mit hohem Bedarf bzw.
innerhalb dieser Regionen
nicht am richtigen Ort
(bzw. im richtigen Stadtbe-
zirk) niederlassen. Durch
Sonderbedarfszulassun-
gen kann dem Bedarf ziel-
gerecht begegnet werden.




Zusammenfassung und Wirdigung der schriftlichen Stellungnahmen gemaf 8 91 Abs. 5 SGB V zur Neuregelung des zuséatzlichen lokalen Versor-

gungsbedarfs und Sonderbedarfs

Ande-
Lfq| Stellung- . dor -
. gehm?”d‘? Inhalt der Stellungnahme Begrindung und Richtli- Wirdigung der
NI rganisati- Quellenangabe A Stellungnahme
on / Datum
Ja/
Nein)
b) Einhaltung von Wartezeiten im Regel- und im |Um die Erflllung des Si- Nein |In § 75 Abs. 1 Satz 5 SGB V sind
Ausnahmefall cherstellungsauftrages zu Sanktionen im Falle eines Nichterfl-
ermdglichen, ist es erfor- lens des Sicherstellungsauftrages
derlich, die Moglichkeit von genannt. Diese Sanktionen werden
Formulierungsvorschlag: Sonderbedarfszulassun- als ausreichend erachtet.
gen vorzusehen, wenn die
Einfligung Nummer 7 in § 35 Absatz 5 Satz 1: Wartezeiten nicht einge-
,7. Die Nichteinhaltung der in den Gesamtvertragen |halten werden. Wird keine
gemaR § 75 Ab-satz 1 Satz 4 SGB V festgelegten Zei- | Moglichkeit von Sonder-
ten, die noch eine zeitnahe fach-arztliche Versorgung |Pedarfszulassungen ge-
darstellen.* schaffen, so besteht die
Gefahr, dass die Vorgaben
zu angemessenen Warte-
zeiten regelmafig und
dauerhaft Uberschritten
werden und damit zugleich
der Sicherstellungsauftrag
dauerhaft nicht erfullt wer-
den kann.
2d § 35 Absatz 5 Satz 2
Die BPtK spricht sich fur eine Streichung des Satzes 2 | Nach der geplanten For- Nein |Die Prufung auf das Vorliegen eines

aus.

mulierung soll sich die
Prufung eines zusatzlichen
lokalen Versorgungsbe-
darfs bereits auf die ge-
nannten Versorgungskons-
tellationen beziehen. Zu-
nachst einmal musste

zusatzlichen lokalen Versorgungs-
bedarfes anhand der in Satz 1 ge-
nannten Kriterien kann vor dem Hin-
tergrund von bestimmten Versor-
gungskonstellationen erfolgen, die
fur die Anwendung dieser Maf3nah-
me besonders geeignet erscheinen.
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jedoch gepruft werden, ob Es erfolgt damit keine sukzessive
ein Versorgungsbedarf Prufung in zwei Schritten. Dies hat
besteht und in einem zwei- aber nicht zur Folge, dass die Pri-
ten Schritt kénnten dann fung des Vorliegens eines zusatzli-
die MalBnahmen identifi- chen lokalen Versorgungsbhedarfs
ziert werden, die zur Be- nicht erfolgt.
seitigung der Versorgungs-
lucke sinnvoll sind.
Zudem ist die Ermachti- Einer zusétzlichen Ermachtigungs-
gungsgrundlage fraglich. grundlage bedarf es nicht, da allein
§ 100 Absatz 3 SGB V die Prifung konkretisiert wird, nicht
ermachtigt nicht zur Foérde- hingegen die mdoglichen Forde-
rung einzelner Ma3nah- rungsmannahmen selbst.
men. Eine Einbeziehung
dieser Uberlegungen in die
Frage, inwiefern Versor-
gungsbedarf Uberhaupt
vorliegt, ist nicht nachvoll-
ziehbar.
2e § 35 Absatz 6 Nein |Durch die Beschrankung soll die
Formulierungsvorschlag: Die Heranziehung der Steuerungsmaoglichkeit — der  Maf3-
,Unter Beriicksichtigung der derzeitigen Haufigkeiten |derzeitigen Haufigkeiten nahme, namlich die Forderung aus-
von Feststellungen eines zusétzlichen lokalen Versor- |von Feststellungen eines gewahiter Regionen, sichergestellt
gungsbedarfs und der zu erwartenden notwendigen |Bedarfs zur Deckelung werden. Dariiber hinaus wird der
regionalen Steuerung bewertet der G-BA einen Grenz- | Zukunftiger Feststellungen gesetzlich vorgegeben Ausnahme-
wert in Héhe von fiinf Prozent als sachgerecht. sind kein sachgerechtes charakter der Regelung unterstri-
Kriterium. Aufgrund der chen. Zudem wird die Hohe der Be-
unterschiedlichen GréRe grenzung Teil der regelmaRigen
und Versorgungs|age ist UberprUfung der Richtlinie sein (Vgl
eine einheitliche Hochst- oben).
grenze in Bezug auf die
KV-Region nicht sachge-
recht. Mit einer solchen
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Regelung wirde der G-BA
den ihm als Normgeber
eingeraumten Einschat-
zungsspielraum uber-
schreiten. Darliber hinaus
fehlt es bereits an einer
Erméachtigungsgrundlage
fur den G-BA, notwendi-
gen Versorgungsbedarf
der Hohe nach zu begren-
zen.
2f § 35 Absatz 7 vgl. oben Nein |Verweis auf § 90a Abs. 2; SN kon-
Die BPtK regt an, nicht nur den Gremien nach § 90a nen immer eingeholt werden, daher
SGB V ein Stellungnahmerecht einzurdumen, sondern soll keine Verpflichtung zur Einho-
ebenfalls den Landesarztekammern, den Landespsy- lung von SN erzeugt werden.
chotherapeutenkammern und den Patientenvertretern.
29 § 36 Absatz 1 .Konnen* signalisiert das Nein |Die Regelung spiegelt den gesetzli-

In Satz 1 ,dlrfen” durch ,kénnen” ersetzen.

Der Regelungsgehalt von Satz 3 erschliel3t sich nur
schwer. Danach ,bedeutet” die Feststellung des Son-
derbedarfs ,die ausnahmsweise Zulassung eines zu-
séatzlichen Vertragsarztes.”

Formulierungsvorschlag fur Satz 3:

.Die Zulassung ist zu erteilen, wenn sie zur Deckung
eines bereits vom Landesausschuss festgestellten zu-
satzlichen lokalen Versor-gungsbedarfs erforderlich ist.”

Ermessen der Zulas-

sungsausschisse besser
als das Verb ,durfen”, das
an eine Erlaubnis erinnert.

Die BPtK empfiehlt klarzu-
stellen, dass die Zulas-
sung zu erteilen ist, wenn
sie zur Deckung eines vom
Landesausschuss bereits

chen Auftrag wieder. Die vorge-
schlagene Anderung wiirde die Re-
gelung in ihrem Sinngehalt veran-
dern.

Die Formulierung ist sehr nahe an
der Begrindung des Gesetzestex-
tes.

10
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2h

festgestellten zusatzlichen
lokalen Versorgungsbe-
darfs notwendig ist. Damit
ware zugleich klargestellt,
dass der Zulassungsaus-
schuss verpflichtet ist,
Zulassungen zu erteilen,
soweit sie zur Deckung
des bereits vom Landes-
ausschuss festgestellten
zusatzlichen lokalen Ver-
sorgungsbedarfs notwen-
dig sind. Damit wirde
auch ausgeschlossen,
dass der Zulassungsaus-
schuss nach dem Lan-
desauschuss erst eine
erneute Feststellung zum
Versorgungsbedarf treffen
muss, bevor er notwendige
Zulassungen erteilen kann.

§ 36 Absatz 2 Satz 3

Die BPtK schlagt vor, § 36 Absatz 2 Satz 3 BPL-RL-
Entwurf durch folgenden Satz zu ersetzten:

.Die Beschrankungen nach Satz 1 enden, wenn der
Landesausschuss fir den entsprechenden Planungsbe-
reich feststellt, dass eine Uber-versorgung gemaR § 103
Absatz 1 und 3 SGB V nicht mehr besteht.”

Die bisherige Regelung,
wonach die mit der Son-
derbedarfszulassung ein-
hergehen-den Beschran-
kungen wegfallen sollen,
wenn die Zulassungsbe-
schrankungen im Pla-
nungsbereich enden, soll
aufgehoben werden. Der
Praxisinhaber soll darauf
ver-wiesen werden, dass

Nein

Hier erfolgt bewusst eine Streichung
des alten Richtlinientextes und die
Begrindung ist ausreichend in den
TrGr dargelegt. Diese Regelung
sichert bei der partiellen Entsperrung
die Chancengleichheit aller Bewer-
ber sowie eine Versorgungsadéaqua-
te Besetzung des freien Vertrags-
arztsitzes (8§ 37 Abs. 1 S. 2 a.F.).

11
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er ,regular” eine Zulassung
beantragen kann. Dies
wird damit begriindet, dass
damit die ,Privilegierung”
von Inhabern einer Son-
derbedarfszulassung be-
seitigt werden soll. Dies ist
wenig Uberzeugend. Die
Inhaber einer Sonderbe-
darfszulassung sind ge-
geniiber den Inhabern
einer ,regularen Zulas-
sung"“ geradedurch die
Beschrankungen benach-
teiligt. Es handelt sich
somit nicht um einen privi-
legierten Zugang, sondern
um einen Zugang mit Ein-
schrankungen. Die Zulas-
sungen erfolgen auch nicht
zur Privilegierung einzel-
ner Arzte und Psychothe-
rapeuten, sondern weil
ansonsten ein vorhande-
ner Versorgungsbedarf
nicht gedeckt werden
kann. Daher ist eine Auf-
hebung der Einschrankun-
gen bei Wegfall der Zulas-
sungsbeschréankungen,
wie ihn das geltende Recht
vorsieht, nicht nur gerecht-
fertigt, sondern auch sinn-
voll. Wirden die Inhaber
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von Sonderzulassungen
auf das ,regulare” Verfah-
ren verwiesen, so wirde
dies nur zu birokratischem
Mehraufwand eines voll-
stéandigen Zulassungsver-
fahrens flhren. Damit
kénnte aber nur erreicht
werden, was ohnehin
rechtlich geboten ist: Die
Aufhebung der nicht mehr
gerechtfertigten mit der
Sonderbedarfszulassung
verbundenen Einschran-
kungen gegeniber der
JSegularen® Zulassung. Die
Einschrankungen missen
ohnehin aufgehoben wer-
den, da der mit ihnen ver-
bundene Eingriff in die
Berufsfreiheit nach Artikel
12 Absatz 1 GG nicht
mehr durch Zulassungs-
beschrankungen gerecht-
fertigt ist.

2i

§ 36 Absatz 3
Formulierungsvorschlag:
In Ziffer 1 sollten folgende Satze angefiigt werden:

,von einer unzureichenden Versorgungslage ist auszu-
gehen, wenn die gemal § 75 Absatz 1 Satz 4 SGB V
vereinbarten Zeiten, die im Regel- und im Ausnahmefall
noch eine zeitnahe facharztliche Versorgung darstellen,
Uberschritten werden. Gleiches gilt, wenn der faktische

Aus Sicht der BPtK ist eine
Erganzung der als Min-
destbedingungen bezeich-
neten Kriterien fir die
Feststellung von Sonder-
bedarf erforderlich.
Dadurch kann es der Kas-
senéarztlichen Vereinigung

Nein

Sofern die Quotenregelung ange-
sprochen wird auf bestehende ge-
setzliche Regelungen verwiesen (8
101 Abs. 4 S. 5und 6 SGB V)

13
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Nr.

Versorgungsgrad im Planungsbereich 110 Prozent nicht | erméglicht werden, ihren
er-reicht.” Sicherstellungauftrag wie-
der zu erfillen (vgl. die
Ausfihrungen unter Ill. 2.
b)). Zudem sollten Zulas-
sungen in den Planungs-
bereichen ermdglicht wer-
den, in denen aufgrund der
durch den Mindestversor-
gungsanteil fur psychothe-
rapeutisch tatige Arzte
blockierten Sitze noch
nicht ein-mal die eigentlich
vorgesehene Zahl an Zu-
lassungen erreicht werden
kann.

Alternativvorschlag zu Ziffer 2, letzter Satz: Die im Vorschlag von

,dabei sind die Auswirkungen auf bestehende Versor- | -KBV/GKV- Ja  |Anderung:

gungsstrukturen zu beriicksichtigen.” Spitzenverband” vorgese-
hene Formulierung in Ziffer

2 ist nicht erforderlich.
Selbstverstandlich sind die
Auswirkungen auf beste-
hende Versorgungsstruk-
turen zentral und ent-
scheidend. Sie sind aber
nicht entscheidender als
andere strukturelle Min-
destbedingungen.

.dabei sind die Auswirkungen auf
bestehende Versorgungsstrukturen
zu bericksichtigen.”
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2] § 36 Absatz 4 Es ist nicht zielfuihrend, Nein |Es ist bewusst eine Soll-Regelung
Die BPtK empfiehlt in § 36 Absatz 4 Satz 2 das Wort wenn der Zulassungsaus- gewahlt worden, um dem gesetzge-
,soll* durch ,kann“ zu ersetzen. schuss verpflichtet wird, berischen Auftrag einer Objektivie-
geografische Informatio- rung der Entscheidungen der Zulas-
nen, die die rdumlichen sungsausschisse nachzukommen.

Interaktionen zwischen
Arzten und Patienten ab-
bilden, zu verwenden.
»S0ll“ im rechtlichen Sinne
ist mit ,muss” gleichzuset-
zen, es sei denn, es liegt
ein atypischer Ausnahme-
fall vor. Eine solche Ver-
pflichtung kann dazu fuh-
ren, dass von Feststellun-
gen abgesehen werden
muss, obwohl der Bedarf
klar erkennbar ist, weil
beispielsweise dem Zulas-
sungsaus-schuss (noch)
kein solches Informations-
system zur Verfigung
steht. Auch muss ein sol-
ches Informationssystem
nicht zwingend geeignet
sein. Die Formulierung im
Beschlussentwurf und in
den Tragenden Griinden
des Beschlussentwurfs
lassen darauf schliel3en,
dass der G-BA ein konkre-
tes System vor Augen hat:
die kleinraumige Bedarfs-
analyse der Kassenarztli-
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Die BPtK unterstiitzt den Formulierungsvorschlag der
PatV zu Absatz 2

chen Bundesvereinigung
(KBV). Damit wirde die
Vor-schrift dazu fihren,
dass Zulassungen zwin-
gend vom zur Verfligung
stellen des kompletten
Systems an jeden Zulas-
sungsausschuss oder ggf.
im Rahmen der in den
Tragenden Griinden er-
wahnten Amtshilfe von der
Bearbeitungsmadglichkeit,
den Ka-pazitaten und der
Bearbeitungsgeschwindig-
keit der KBV abhéngig
waren. Das ist nicht ziel-
fuhrend. Daher sollte der
Zulassungsausschuss
nach pflichtgemaRem Er-
messen frei entscheiden
kénnen, ob der Einsatz
eines solchen Systems fir
die maR-gebliche Frage-
stellung sinnvoll und not-
wendig ist.

Es ist aus Sicht der BPtK
zudem sinnvoll, im Rege-
lungstext von § 36 Absatz
4 BPL-RL-Entwurf aus-
driicklich vorzusehen,
dass die Patientenper-
spektive mit einge-
schlossen werden muss.
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Letztlich geht es bei der
Bedarfsplanung und der
Frage der Sonderbedarfs-
zulassung um die Sicher-
stellung der Versorgung.
Die Patientenperspektive
ist daher zwingend mitein-
zubeziehen.
2k § 36 Absatz 7 § 36 Absatz 7 BPL-RL- Nein |Der G-BA geht davon aus, dass die

Die BPtK pladiert fur eine Streichung des Absatzes 7

Entwurf ordnet die Nicht-
anwendbarkeit gesetzli-
cher Vorschriften an. Das
ist rechtlich nicht méglich.
Entweder wird die hier
vorliegende Konstellation
der Nachbesetzung einer
Praxis, dessen Inhaber die
Zulassung aufgrund von
Sonderbedarf erhalten hat,
von § 103 Absatz 4 SGB V
in Verbindung mit Absatz
3a erfasst oder nicht. Dem
G-BA kommt keine Kom-
petenz zu, gesetzliche
Vorschriften fur nicht an-
wendbar zu erklaren. So-
weit hier das Bedirfnis
besteht, eine Rechtsauf-
fassung zu auf3ern, so
kénnte diese in den Tra-
genden Grunden an ge-
eigneter Stelle eingefugt
werden.

nebenstehende Konstellation von
§ 103 Abs. 3a Satz 3 zweiter Halb-
satz SGB V gerade nicht erfasst
wird. Es steht dem G-BA frei, eine
entsprechende deklaratorische Re-
gelung vorzusehen, da dies von
seiner Regelungsbefugnis umfasst
wird. Zur Klarstellung wurde die
Regelung weiter prazisiert.

17
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2l 8§37 .Fakultative Weiterbildung“ | Nein |Alte Bezeichnungen missen fortbe-
Die Bezeichnungen der verschiedenen Arten besonde- ist als Begriff Gberholt. stehen kénnen, aus diesem Grund
rer Qualifikationen in 8 37 Absatz 2 berucksichtigen Die Einschrankung bei der Ist eine Anpassung der Berufszeich-
zwischenzeitlich erfolgte Anderungen nicht und stimmen | Zusatzweiterbildung, wo- nungen an die aktuell geltende Mus-
mit den Vorgaben der (aktuell geltenden) Muster- nach diese einen qualifika- terweiterbildungsordnung nicht an-
Weiterbildungsordnung fiir Arzte nicht tiberein. tionshbezogenen Sonder- gezeigt (siehe oben BAK)

bedarf nur begriinden
kann, wenn sie ,den vor-
genannten Qualifikationen*
gleich steht, ist unver-
standlich. Bezieht sich das
Gleichstehen auf eine
Schwerpunktbezeichnung,
die in Satz 1 genannt wird,
so wird dies wohl nie der
Fall sein.

Die Weiterbildungsord-
nungen der Psychothera-
peutenkammern werden
nicht erwéhnt. Nach der
Muster-
Weiterbildungsordnung fur
Psychotherapeuten sind
Psychotherapeuten nach
erfolgreichem Abschluss
der Weiterbildung befugt,
die entsprechende Zu-
satzbezeichnung zu fuh-
ren. Nach der Terminolo-
gie der Muster-
Weiterbildungsordnung fur
Psychotherapeuten han-
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delt es sich aber nicht um
~eine Zusatzbezeichnung
einer fakultativen Weiter-
bildung®, sondern schlicht
um eine Zusatzbezeich-
nung.

Bei Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten
besteht die Besonderheit,
dass die-se ihre Qualifika-
tion nicht im Rahmen einer
Weiterbildung erhalten,
sondern dies Kern ihrer
Ausbildung nach dem Stu-
dium ist, mit der sie — so
wie Arzte mit inrer Ge-
bietsweiterbildung — die
Fachkunde erwerben. Hier
sieht der Entwurf in Absatz
2 eine inhaltliche ,Gleich-
setzung" einer psychothe-
rapeutischen Berufsbe-
zeichnung mit einer
Schwerpunktbezeichnung
nach der arztlichen Mus-
ter-Weiterbildungsordnung
vor. Es stellt sich die Fra-
ge, warum eine Gleichset-
zung mit einer ,arztlichen
Schwerpunktbezeichnung”
vorgenommen werden soll,
zumal nach § 37 Absatz 2
Satz 1 BPL-RL-Entwurf
nicht die Schwerpunktbe-
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zeichnung fur die Qualifi-
kation maRgeblich sein
soll, sondern der ,Inhalt
des Schwerpunktes”.

Ob Arzte, die nach § 5
Absatz 4 der Psychothera-
pievereinbarung qualifiziert
sind, Kinder und Jugendli-
che psychotherapeutisch
zu behandeln, von § 37
Ab-satz 2 Satz 1 oder 2
BPL-RL-Entwurf erfasst
werden, kann seitens der
BPtK nicht abschlieRend
beurteilt werden. Besteht
der Sonderbedarf darin,
dass Kinder und Jugendli-
che beispielsweise psy-
chotherapeutisch behan-
delt werden miissen, so
mussen auch alle Berufs-
gruppen, die die dazu er-
forderlichen Qualifikatio-
nen haben, in die Lage
versetzt werden, eine
Sonderbedarfszulassung
zur Deckung des Bedarfs
zu erhalten.

Formulierungsvorschlag zu § 37 Absatz 2:
,Eine besondere Qualifikation im Sinne von Absatz 1 ist | Entscheidend fir die Fra-

anzunehmen, wenn zur Deckung des Sonderbedarfs | ge, wann eine Sonderbe- | Nein |§ 37 Abs. 2 S. 4 und 5 entsprechen
bestimmte Leistungen erbracht werden missen, die an darfszu|a33ung erteilt wer- der BSG-Rechtsprechung
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bestimmte in Richtlinien des Gemeinsamen Bundes- den kann, ist, ob die Quali-
ausschusses oder im Bundesmantelvertrag festgelegte |fikation, mit der der Son-
Qualifikationen gebunden sind.” derbedarf gedeckt werden

kann, klar abgrenzbar ist.
Die BPtK schlagt vor die-
sem Hintergrund eine Fas-
sung von § 37 Absatz 2
BPL-RL-Entwurf vor, die
sich nicht auf die Nennung
von Beispielen beschrankt,
sondern in allgemein ver-
standlicher Weise die
Notwendigkeit ausdrickt.
Damit ist noch nicht ge-
sagt, dass der entspre-
chende Bedarf besteht.
Dieser muss nach § 37
Absatz 3 BPL-RL-Entwurf
gepruft werden. Sollte
entgegen dieses Vor-
schlags daran festgehalten
werden, die Qualifikatio-
nen in Bezug auf die Wei-
terbildung néaher zu be-
schreiben, so musste mit
Blick auf die Weiterbil-
dungsordnungen der Psy-
chotherapeutenkammern
allein auf die Zusatzbe-
zeichnung ohne den Zu-
satz ,einer fakultativen
Weiterbildung“ Bezug ge-
nommen werden. Der Vor-
schlag der Patientenvertre-
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ter sieht dies vor, in dem
er durch ein Komma die
Zusatzbezeichnung von
der fakultativen Weiterbil-
dung trennt. Mit Blick auf
Sonderbedarf fur die Ver-
sorgung von Kindern und
Jugendlichen mit Psycho-
therapie misste auf die
Psychotherapievereinba-
rung als Bestandteil des
Bundesmantelvertrages
Bezug genommen werden.




[ll.  Mindliche Stellungnahmen

GemalR 8 91 Absatz 9 SGB V, 1. Kapitel § 12 Absatz 1 der Verfahrensordnung (VerfO) des G-BA ist jedem, der
gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen, und eine schriftliche Stellungnah-
me abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer miindlichen Stellungnahme zu geben. Diese ist im
Rahme einer Anhérung abzugeben und dient in erster Linie dazu, die sich aus der schriftichen Stellungnahme
ergebenden Fragen zu klaren und neuere Erkenntnisse die sich zeitlich nach Abschluss des schriftlichen Stel-
lungnahmeverfahrens ergeben haben, einzubringen.

Alle Stellungnahmeberechtigte, die eine schriftliche Stellungnahme abgegeben haben, sind zur miindlichen
Anhdrung eingeladen worden.

Folgende Organisationen haben an einer mindlichen Anhérung teilgenommen:

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 13. Mai 2013

Der Inhalt der mindlichen Stellungnahmen wurde in einem stenografischen Wortprotokoll (Anhang) festgehal-
ten.



Gemeinsamer

Mundliche Anhorung Bundesausschuss

Anlage 5 zu den Tragenden Griinden zur Neuregelung § 35 und 88 36 ff. BPL-RL

zu Neuregelungen der Bedarfsplanungs-Richtlinie
des Gemeinsamen Bundesausschusses

hier: §8 35, 36, 37 BPL-RL

Sitzung im Hause des Gemeinsamen Bundesausschusses in Berlin
am 13. Mai 2013
von 11.07 Uhr bis 11.21 Uhr

— Stenografisches Wortprotokoll —



Angemeldeter Teilnehmer der Bundespsychotherapeutenkammer, Berlin (BPtK):
Herr Schopohl



Beginn der Anhérung: 11.07 Uhr

(Der angemeldete Teilnehmer betritt den Raum)

Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Guten Tag, Herr Schopohl! Wir freuen uns, dass Sie hier sind. Ich
mochte Ihnen ein paar Hinweise zu der Anhdrung geben.

Ich weise darauf hin, dass wir hier eine Stenografin haben, die ein Wortprotokoll fihrt. Damit lhre In-
formationen gut zu héren sind, bitten wir Sie, das Mikrofon zu verwenden, das vor Ihnen steht. Das
Wortprotokoll kann im Rahmen der Dokumentation veroffentlicht werden. Bei Wortmeldungen von
Mitgliedern des Unterausschusses wird kein Name genannt, sondern nur die zugehdrige Mitgliedsor-
ganisation.

Wir bitten Sie, bei Ihrer Stellungnahme die neuesten Erkenntnisse, die Sie haben, einzubringen und
nicht all die Dinge, die bereits schriftlich vorliegen und schon diskutiert worden sind, zu wiederholen,
sofern das gelingt.

Damit freuen wir uns auf Ihren Vortrag. Hinterher werden wir Ihnen Fragen stellen und diskutieren.

Herr Schopohl (BPtK): Vielen Dank fiir die Gelegenheit, hier erganzend vorzutragen. Ich mdchte
zwei Sachen aus der Stellungnahme hervorheben, ohne sie langer zu diskutieren.

Wir halten es fur sinnvoll, die Kriterien zur Prifung des zusatzlichen lokalen Versorgungsbedarfs zu
erganzen, insbesondere mit Blick auf muttersprachliche Psychotherapie, weil wir hier einen echten
Versorgungsbedarf sehen, der immer wieder zutage tritt. Zum anderen halten wir es fiir sehr wichtig,
mit Blick auf die Neuregelung, wonach festgelegt werden muss, welche Wartezeiten noch als zeitnah
anzusehen sind, und damit, unter welchen Bedingungen der Sicherstellungsauftrag noch erfuillt wird,
explizit eine Moglichkeit vorzusehen, eine Sonderbedarfszulassung zu erteilen, wenn diese Wartezei-
ten nicht eingehalten werden. Das haben wir im Detail in der schriftlichen Stellungnahme ausgeftihrt.

Erganzend mochte ich auf die Frage eingehen, welche Qualifikationen mafgeblich sein sollten, um
einen qualifizierten Sonderbedarf festzustellen. Wir haben vorgeschlagen, eine allgemeine Formulie-
rung zu wahlen, weil wir den Vorschlag in dem Entwurf flr nicht ausreichend beziehungsweise teil-
weise fur missverstéandlich halten. Sollte man sich nicht dafiir entscheiden, eine allgemeine Lésung zu
formulieren, sollten dennoch sehr wichtige einzelne Formulierungen mit Blick auf die Qualifikation von
Psychotherapeuten geandert werden.

In dem Entwurf ist zum einen die Rede von Zusatzbezeichnungen einer fakultativen Weiterbildung.
Bei Psychotherapeuten gibt es auch eine Muster-Weiterbildungsordnung; die Landeskammern haben
sie. Dort gibt es nur Bereiche und Zusatzbezeichnungen, die erteilt werden. Auch die mussten erfasst
werden. Ein relativ aktuelles Beispiel ist klinische Neuropsychologie.

Zur Behandlung von Kindern und Jugendlichen gibt es ausfiihrliche Entscheidungen. Im letzten Au-
gust hat sich das Bundessozialgericht zu dieser Frage geauf3ert. Hier missen zwei Konstellationen
mit Blick auf Psychotherapeuten erfasst werden, namlich die Psychotherapeuten fir Kinder und Ju-
gendliche, bei denen evident ist, dass sie eine Qualifikation fiir die psychotherapeutische Behandlung
von Kindern und Jugendlichen haben, zum anderen aber auch psychologische Psychotherapeuten,
die Uber die Voraussetzungen zur psychotherapeutischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen
verfiigen. Hier stellt sich zuséatzlich die Frage, warum von der Formulierung im Vorschlag Arzte nicht
erfasst werden. Im Rahmen der noch geltenden Mindestquote ist es durchaus méglich, dass ein psy-
chotheratpeutisch tatiger Arzt ausschlie3lich Kinder und Jugendliche psychotherapeutisch behandelt.
Das ist jetzt nicht etwas, was unmittelbar die Kammer betrifft, aber es ist ein Punkt, der uns an dieser
Stelle aufgefallen ist.



Insofern wirden wir dafir pladieren, klar auf die Qualifikation und die Voraussetzungen, die festgelegt
werden, Bezug zu nehmen. Die Formulierung, die hier vorgeschlagen wird, Zusatzqualifikation und
Abrechnungsmoglichkeit — es ist klar, was gemeint ist —, ist missverstandlich; denn die Abrech-
nungsmaoglichkeit gibt es fur denjenigen, der erst noch zugelassen werden soll, hoch gar nicht. Es
geht vielmehr um die Qualifikation, an die die Abrechnungsmaoglichkeit gekntipft wird.

Das waren die wesentlichen Punkte, die wir zusatzlich zur schriftlichen Stellungnahme an dieser Stel-
le gerne ergédnzen mdochten.

Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Vielen Dank, Herr Schopohl. Wer méchte das Wort ergreifen? — Die
Patientenvertetung.

PatV: Vielen Dank, Frau Dr. Bert. — Herr Schopohl, Sie haben im Grunde genommen zwei Vorschla-
ge gemacht. Der eine betrifft die muttersprachlichen Versorgungsanforderungen, und nun haben Sie
die Wartezeit als mogliche Begrindung fir zusétzlichen lokalen Versorgungsbedarf vorgeschlagen.
Wir haben uns gefragt, warum Sie das da verortet haben wollen. Ich hatte mir vorstellen kdnnen, dass
man so etwas besser unter dem normalen Sonderbedarf in § 37 BPL-RL unterbringen kann. Kénnen
Sie dazu noch etwas sagen?

Herr Schopohl (BPtK): Das muss man sicher an beiden Stellen verorten. Wir denken, gerade mit
Blick auf die muttersprachliche Psychotherapie wird das haufig ein spezieller Teilbereich eines Pla-
nungsbereichs sein. Der Klassiker ist eine Grof3stadt wie Berlin, in der in einem Bezirk dieser Bedarf
ganz stark zutage tritt. Es ware nicht sinnvoll, eine allgemeine Sonderbedarfszulassung fir eine be-
stimmte Fremdsprache zu erteilen, die innerhalb von Berlin an keinen Ort geknlpft ist. Man misste
sich dann schon die einzelnen Bezirke ansehen und im Rahmen eines lokalen Versorgungsbedarfs
sinnvollerweise die Sonderbedarfszulassung erteilen. Man kann das natirlich genauso gut tber den
qualifikationsbezogenen allgemeinen Sonderbedarfstatbestand regeln und dennoch eine lokale Ver-
ortung vorsehen. Aber wir denken, dass gerade bei diesem Beispiel besonders klar zutage tritt, dass
man das sinnvollerweise 6rtlich beschranken sollte.

Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Nochmals die Patientenvertretung.

PatV: Meine zweite Frage bezieht sich auf § 36 Abs. 7 BPL-RL. Sie hatten angemerkt, dass das aus
lhrer Sicht rechtlich nicht haltbar ist. Kbnnen Sie vielleicht nochmals erlautern, warum das aus lhrer
Sicht nicht geht?

Herr Schopohl (BPtK): Das ist in erster Linie eine rechtsdogmatische Frage. Wenn das Gesetz bei
der Nachbesetzung ein bestimmtes Verfahren vorsieht, dann kann nicht eine untergesetzliche Norm
dieses Verfahren vom Geltungsbereich ausnehmen. Daflir gibt es keine Erméachtigungsgrundlage. Es
heil3t bei diesem Verfahren nicht, der Gemeinsame Bundesausschuss entscheidet, wann es anzu-
wenden ist und wann nicht. Wenn man der Auffassung ist, das Gesetz muss man so auslegen, dann
kann man das in einer untergesetzlichen Norm nicht ausdriicklich abweichend regeln, sondern dann
misste man zur Klarstellung die Tragenden Griinde wahlen, wo man das verorten kann. Wir halten
es aber fur schwierig und in diesem Einzelfall vielleicht auch fir nicht so dramatisch. Es gibt viele Re-
gelungen, bei denen man sich fragen muss: Wie werden die ausgelegt, so oder so? Wir glauben je-
doch nicht, dass es ein sinnvoller Weg ist, wenn der Gemeinsame Bundesausschuss in seinen Richt-
linien das Gesetz in eine bestimmte Richtung interpretiert und dann fir anwendbar oder nicht an-
wendbar erklart.



Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Bitte.

PatV: Sehen Sie in dieser Regelung, wie sie jetzt getroffen worden ist, inhaltlich einen Sinn? Es ist
der Versuch, eine bestimmte Nachbesetzung einzuschranken. Wéare die Regelung aus lhrer Sicht in-
haltlich tragbar, wenn man fur das Rechtsproblem eine Losung fande?

Herr Schopohl (BPtK): Wenn eine Zulassung an einen bestimmten Bedarf geknipft ist und nicht an
allgemeine Voraussetzungen, muss man sich schon tbelegen, ob man die weiter bestehen lasst, oh-
ne den Bedarf gesondert zu prufen.

Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Die GKV.

GKV: Jenseits der Frage, ob man eine rechtliche Grundlage fir diese Forderung sieht: Sieht es die
Bundespsychotherapeutenkammer gleichermaf3en als gerechtfertigt und als sinnvolle Forderung in
diesem Sinne an, muttersprachliche Arzte, vielleicht sogar eine Quote fur muttersprachliche Arzte,
auch bei Hausarzten und Internisten zu fordern?

Herr Schopohl (BPtK): Wir denken, dass man sich auf den Bereich Psychotherapie beschranken
sollte. Wir meinen auch, dass das gerechtfertigt ist. Psychotherapie ist — das brauche ich nicht im
Einzelnen zu erlautern — stark sprachgebunden. Ab einem bestimmten Punkt kann man die Behand-
lung nicht mehr durchfiihren, wenn es Verstandigungsschwierigkeiten gibt. Das ist bei anderen Be-
handlungen in diesem Ausmal nicht so. Darliber nachzudenken, ob es im Einzelfall sinnvoll sein
kann, zum Beispiel im Bereich der Hausarzte Zulassungen vorzusehen, ist sicher sinnvoll. Ob das
Problem so dringend ist, dass man es uber eine allgemeine Regelung Idsen muss, weil3 ich nicht.
Vielleicht kann man es im Rahmen von Kriterien losen, die man beim Ausschreiben des Sitzes be-
ricksichtigt. Dartiber hat sich die BPtK keine abschlieRenden Gedanken gemacht.

Frau Dr. Bert (Vorsitzende): Jetzt blicke ich streng in jede Richtung, damit ich niemanden Ubersehe.
— Offenbar gibt es keinen Fragebedarf mehr.
Dann bedanke ich mich bei Ihnen, Herr Schopohl, dass Sie gekommen sind. Ich wiinsche lhnen ei-
nen guten Heimweg und einen schénen Tag.

Schluss der Anhérung: 11.21 Uhr



	Anlage 2_Tragende Gründe.pdf
	1. Rechtsgrundlage
	2.  Eckpunkte der Entscheidung
	2.1 § 35 – Voraussetzungen für die Feststellung eines zusätzlichen lokalen Versorgungsbedarfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen durch den Landesausschuss (§ 101 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a SGB V)
	2.2 Allgemeine Hinweise zum Sonderbedarf
	2.3 § 36 Ausnahmsweise Besetzung von Vertragsarztsitzen in Fällen von Zulassungsbeschränkungen (§ 101 Absatz 1 Nummer 3 SGB V)
	2.4 § 37 Ergänzende Vorgaben für qualifikationsbezogene Sonderbedarfstatbestände
	3. Verfahrensablauf
	3.1 Sitzungstermine
	3.2 Stellungnahmeverfahren
	3.3 Anhörung
	4. Fazit

	Anlage 4_Zusammenfassung und Würdigung der schriftlichen SN.pdf
	I.  Erläuterung zum Stellungnahmeverfahren
	II. Schriftliche Stellungnahmen
	III. Mündliche Stellungnahmen




